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Tod der alten Dame?
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Ob PASOK in Griechenland oder die Parti Socialiste in Frankreich, in vielen Lndern sind die Sozialdemokraten zu Kleinstparteien geworden. Auch hierzulande gehts der SPD alles andere als gut. Was bedeutet die Schwche der SPD fr die Linke? Was fr eine sozialistische Europapolitik? Eine Ausgabe ber Glanz und Elend der realexistierenden Sozialdemokratie.




Gretchenfrage

„Sag mir, wie hältst Du es mit der Sozialdemokratie?“




Sag mir, wie hltst Du es mit der Sozialdemokratie? Man kann ihr nicht entkommen, noch nicht einmal durch verbale Abgrenzung. Man muss sich zur Ihr ins Verhltnis setzen. Nur in welches? Wie sozialdemokratisch muss eine Linke im Allgemeinen und DIE LINKE im Besonderen sein? Muss sie? Und was heit das? 
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Yanis Varoufakis


Die SPD hat der Sozialdemokratie ein schreckliches Image verschafft; nicht unhnlich der Art und Weise in der George W Bush die Idee der Demokratie im mittleren Osten beschdigt hat, indem er sie als Ausrede fr die Invasion des Irak benutzte. Mehr Sozialdemokratie wagen heit, in diesem Kontext, vor allem eins: Dass die Linke der SPD dabei folgt den Plan von Merkel und Schuble zu bernehmen, die deutschen Arbeiter mit dem falschen Versprechen von Wohlstand durch steigende Auenhandelsberschsse gegen ihre Kollegen anderswo in Europa in Stellung zu bringen  ein Versprechen was tatschlich die Arbeiter in ganz Europa ins Elend fhrt.


Manche werden vielleicht sagen, dass die Linke mehr Sozialdemokratie im Sinne von Willi Brandt wagen sollte. Aber das ist heute unmglich, da der Euro und der gemeinsame Binnenmarkt eine Politik zu Gunsten der deutschen Arbeiterklasse (durch den Transfer von industriellen Profiten) unmglich gemacht hat, ohne die konomische und finanzielle Architektur der EU als Ganzes zu konterkarieren. Das heit: Um soziale Gerechtigkeit und Demokratie, einmal die groen Ziele der Sozialdemokratie, zu frdern, muss die LINKE sich von der SPD distanzieren und endlich eine Partei werden, die fr einen europischen New Deal kmpft.


Yanis Varoufakis ist konom und Mitbegrnder von Diem25.


Alex Fischer
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Als sich im April 2017 die Grndung der USPD zum 100. Mal jhrte, war das weder linken Medien noch der Partei DIE LINKE eine Wrdigung wert. Ich gehe Wetten ein, dass das zum 100. Grndungstag der KPD Ende 2018 anders sein wird. DIE LINKE hat ein ambivalentes Verhltnis zu ihrem linkssozialdemokratischen Erbe, sie beschweigt es meist. Zu Unrecht. Der Impuls, den utopischen berschuss durch die Verbesserung der Lebenslagen und Mitbestimmungsrechte derjenigen zu ergnzen, die nicht durch die Arbeit anderer reich werden, ist ursozialdemokratisch. Er prgt die Praxis der Partei. ber die Pole Utopie und Pragmatismus im Sinne der Idee einer verbindenden Partei zu reflektieren, wre lohnend. Es knnte in eine tragfhige Leitidee fr linke Regierungspolitik mnden, die ich mit dem Begriffspaar Regieren in Bewegung beschreibe. Soll DIE LINKE wie die SPD werden? Ganz sicher nicht. Es wre ihr Ende. Ein wenig mehr sozialdemokratische Freude an den kleinen Schritten? Keine schlechte Idee.


Alex Fischer ist Staatssekretr in Berlin und fr die Senatsverwaltung fr Integration, Arbeit und Soziales zustndig.


Mario Neumann
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Sozialdemokratisch: Es gibt wohl kaum ein politisches Adjektiv, das mit derartig unterschiedlichen historischen Bedeutungen aufgeladen ist. Was die Sozialdemokratie war oder ist, ist Gegenstand einer regelrechten Erbschlacht: Meint sozialdemokratisch die frhe, kmpfende Arbeiter*innen-Bewegung? Den nationalen Wohlfahrtstaat und die institutionalisierte Rolle von Partei und Gewerkschaft in der Verwaltung des Klassenkampfs? Oder meint sozialdemokratisch das moderne Mitregieren als kleineres bel?


Es gibt in den Strmungen der LINKEN eine je eigene, positive Bezugnahme auf unterschiedliche Episoden der Sozialdemokratie. Der alte Klassenkampf  vor allem derjenige der 1920er Jahre  ist ein weiterhin gltiges Vorbild fr viele, die auf eine nicht selten antiquierte Weise revolutionr sind oder sein wollen. Andere wiederum orientieren in ihren Politiken vor allem auf das goldene Zeitalter des Wohlfahrtsstaates und die politische Anerkennung der Arbeiter*innen-Bewegung in Staat und Tarifvertrgen - und rechnen dabei dem Nationalstaat die wesentlichen Funktionen in der Bearbeitung der sozialen Frage zu. Fr eine dritte Gruppe ist sicherlich charakteristisch, dass sie einseitig auf Regierung orientiert und dabei - hufig im guten alten sozialdemokratischen Sinne - deren Gestaltungsmacht berbewertet.


In jeder dieser Hinsichten wre sozialdemokratisch etwas, fr das gilt: Je weniger, desto besser. Nostalgie, Nationalismus und Neoliberalismus gibt's genug. Sollte die LINKE dennoch sozialdemokratischer sein? Vielleicht schon, aber eher so: Wir brauchen dringend einen politischen Akteur, der gesellschaftliche Kmpfe in die institutionelle Auseinandersetzung projiziert und dabei in der Lage ist,erfolgreichzu sein. Insofern sollte die LINKE heute  hnlich wie es sich z.B. bei Bernie Sanders oder Jeremy Corbyn andeutet - gewisse Funktionen erfllen knnen, die einstmals sozialdemokratisch hieen. Aber bitte nicht so staatstragend, nicht so kartoffelig und nicht so von gestern.


Mario Neumann ist in der IL organisiert und war u.a. im Blockupy-Netzwerk aktiv.


Werner Dreibus
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Wie sozialdemokratisch sollte DIE LINKE sein? Das sozialdemokratische Zeitalter ist doch eigentlich schon vorbei. Oder? Nicht nur in Deutschland, aber auch hier haben neoliberale Sozialdemokraten Diese Partei erst in Blairs Neue Mitte und dann ins Abseits gefhrt. Schrder, die Stones, Schulz und viele andere. Am Anfang dieses Zeitalters standen die Zustimmung zu Kriegskrediten und Noskes Polizei. Danach gab es immer wieder hoffnungsvolle Neubelebungen, so u.a. gegen die Faschisten, im Widerstand, die Entspannungs- und Friedenspolitik Willy Brandts, Oskar Lafontaines Grundberzeugungen gegen Schrders Prinzipienlosigkeit. Was, was bleibt also sozialdemokratisch? Wie sozialdemokratisch kann, darf, soll DIE LINKE da heute sein? Zur Erinnerung: Die Grnderinnen und Grnder der WASG, ohne die es DIE LINKE heute nicht geben wrde, haben die neue Partei auf der Grundlage einer scharfen Kritik an sozialdemokratischem Programm, Geschichte und politischer Praxis gegrndet. DIE LINKE hat gerade nach den jngsten Wahlergebnissen gengend Stoff fr Kritik und Selbstkritik. Die Entwicklung der SPD kann fr DIE LINKE dabei bestenfalls als abschreckendes Beispiel dienen.


Werner Dreibus war Grndungsmitglied der Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit (WASG) und Bundesgeschftsfhrer der Partei DIE LINKE.







Das Ende der sozialdemokratischen Geschichte wie wir sie kennen?

Thesen zum Glanz und Elend der Sozialdemokratie

Redaktion


1. Der Niedergang der Sozialdemokratie ist eine Herausforderung fr die gesamte Linke Der Rckhalt der traditionellen sozialdemokratischen Parteien in ganz Europa befindet sich auf dem niedrigsten Stand seit 70 Jahren. Whrend sie in Deutschland noch gerade so ber 20 Prozent liegen, sind die SPD-Schwestern in Frankreich, Griechenland, Tschechien bei nationalen Parlamentswahlen lngst im Bereich einstelliger Wahlergebnisse angekommen. Hmische Heiterkeit angesichts des Niedergangs der politischen KonkurrentIn ist wenig angebracht, denn der Niedergang der parteifrmigen Sozialdemokratie verndert auch die Rolle linker Parteien und Bewegungen.


2. Der Sozialdemokratie entkommt man nicht, noch nicht einmal durch verbale Abgrenzung. Die brgerliche Gesellschaft ist schlielich durch eine Kombination aus politischer Demokratie mit kapitalistischer Produktionsweise gekennzeichnet. Damit stellt sich die Frage nach Gegenbewegungen, die der kapitalistischen Landnahme effektiv Grenzen setzen. Die politische Demokratie mit ihrer Gesetzgebungs- und Verallgemeinerungsfunktion drngt sich hier als pragmatischer Weg auf  dies gilt nicht nur deshalb, weil die Einhegung des Kapitalismus durch Gesetzgebung naheliegt, sondern auch, weil das politische System selbst mit seiner Alternative zwischen Regierung und Opposition von sich aus die Grndung sozialdemokratischer Parteien ursprnglich begnstigt, die dann wiederum immer und in jedem Schritt auf das Ziel einer Mehrheitsbildung und einer Regierung im Wartestand ausgerichtet sein mssen.


3. Aus dieser Bestimmung der Sozialdemokratie folgt, dass auch andere Parteien die Funktion einer Sozialdemokratie bernehmen knnen. Das gilt z.B. in Lndern, wo eher sozialliberale oder demokratische Parteien die Alternative zur politischen Rechten darstellen oder aber, wie in den 1960er und 1970er Jahren in Frankreich und Italien, kommunistische Parteien.
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4. Das Kernprojekt der Sozialdemokratie war der Wohlfahrtsstaat. Er wurde seit den 1920er Jahren zum bergreifenden Leitbild sozialdemokratischer Politik. Nach den Revolutionen in der Zeit von 1917-1920 mussten sich die linken Parteien jenseits der Sowjetunion strategisch neu orientieren und  nachdem die politische Demokratie erkmpft war  Wege zum bergang in den Sozialismus konkreter bestimmen. Hier lagen eine ganze Reihe an berlegungen vor, die eine Art Gegenmacht zum Kapitalismus denkbar machen sollten: Hugo Sinzheimer entwickelte eine umfassende Theorie der Arbeitsverfassung und der betrieblichen Mitbestimmung, Otto Kirchheimer analysierte die Weimarer Verfassung als Gleichgewicht zwischen Direktions- und Verteilungssphre, Otto Bauer prgte das erste Mal den Begriff des Gleichgewichts der Klassenkrfte, Franklin D. Roosevelt formte das liberale Freiheitsversprechen in den USA zu einem sozialdemokratisch-interventionistischen um (Four Freedoms Speech). Der Wohlfahrtsstaat war ursprnglich als Transformationsprojekt gedacht: Er sollte als Anknpfungspunkt fr eine berwindung des Kapitalismus dienen. Dies fiel jedoch seit den 1930er Jahren mit der Entdeckung nachfrageorientierter Wirtschaftssteuerung zusammen: Der Wohlfahrtsstaat wurde auch deswegen verallgemeinert, weil er sich als effektive Antwort auf die Weltwirtschaftskrise prsentierte. Nach dem zweiten Weltkrieg versuchte die Sozialdemokratie an die Diskussion der 1920er/30er Jahre anzuknpfen. Sie etablierte  gemeinsam mit kommunistischen und sozialliberalen Parteien  soziale Rechte und die Grundfigur internationaler Zusammenarbeit und Kooperation (Vlkerrechtsfreundlichkeit) in den Nachkriegsverfassungen. Das Problem  und die Wende der SPD von Bad Godesberg von der Klassen- zur Volkspartei ist dafr ja nur ein Zeichen  bestand darin, dass die Blockkonfrontation zwar den Wohlfahrtsstaat zulie, nicht aber die Transformationsperspektive. Der Keynesianismus zersetzt zudem unter materiellen Gesichtspunkten mit Vollbeschftigung und Wohlstandssteigerung sowie in kultureller Hinsicht mit Kulturindustrie und Massenkonsum die parteiliche Klassenperspektive. Die Strategie der Sozialdemokratie unterlief sich damit selbst. Damit normalisierte sich die Rolle der Sozialdemokratie zunehmend in Richtung einer bloen Alternative zur Regierungspartei, die allerdings durchaus darin erfolgreich war, den Wohlfahrtsstaat auszubauen.
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5. Die Bewegungen in der Zeit um 1968 verschoben dieses Entwicklung wieder strker nach links. Breite Massen junger Menschen wurden Mitglieder sozialdemokratischer Parteien  und zwar nicht nur, weil die Parteien gemigter waren als K-Gruppen oder die APO, sondern weil die Parteien selbst schon eine Massenbasis  also eine Art Gesellschaft im Kleinen  aufwiesen. Sie boten sich somit als Terrain fr Vernderungsstrategien an. Deshalb versuchten alle mglichen linken Strmungen bei den Jusos (Antirevisionisten und Stamokaps), in der franzsischen PS (Auto-gestion-Strmung), in der KPI (Manifesto-Gruppe) oder in den links der KPen stehenden sozialdemokratischen Parteien in Portugal, Griechenland und Spanien die Frage nach der Transformation wieder diskutabel zu machen. Sie waren darin sogar erfolgreich, doch mit dem Scheitern der Regierung Mitterand in Frankreich zu Beginn der 1980er Jahre und schlielich mit dem Zusammenbruch des Ostblocks waren linke sozialistische Antworten diskreditiert.


6. Dies war die Grundlage fr einen Wandlungsprozess hin zur sogenannten Marktsozialdemokratie (Oliver Nachtwey). Diese verabschiedet neben der Transformationsperspektive auch den Wohlfahrtsstaat und versucht eine positives Verhltnis zu den wirkenden Marktkrften zu entwickeln. Nicht nur, dass diese Herangehensweise konomisch nicht oder nur bedingt funktionierte. Sie fhrte auch dazu, dass die Sozialdemokratie ihren definitorischen Kern (vgl. 2) verlassen hat. Sie ist in der Sache keine Alternative zur Regierung mehr und sie verzichtet darauf eine Art Gegenmachtfunktion zu bernehmen. Die Folge ist der Zerfall der Sozialdemokratie, wie sie in vielen Lndern zu beobachten ist.


7. Damit bleibt das Problem, dass es im demokratischen Kapitalismus eine Alternative zur Regierung braucht sowie eine Bewegung, die der kapitalistischen Landnahme effektiv Grenzen setzt. Der Zerfall der Sozialdemokratie fhrt gleichzeitig dazu, dass neue oder reformierte Parteien wie Podemos, Syriza, Labour und in Teilen auch DIE LINKE die Rolle und Funktion der Sozialdemokratie bernehmen und auch bernehmen mssen. Diese Ersetzung der Sozialdemokratie trifft allerdings auf die postdemokratische Konstellation und die Globalisierung. Das bedeutet im Einzelnen:



		eine massiv fragmentierte ffentlichkeit und Sozialstruktur, in der die eigene soziale Basis wesentlich heterogener ist als dies in der Hochphase der Arbeiterbewegung je der Fall war. Mithin auf eine globale Klassenspaltung, die den Nationalstaat berschreitet.

		eine Situation, in welcher der Neoliberalismus die Subjekte und ihre Handlungsfhigkeit von innen her zerstrt, korrumpiert und passiviert und

		einen Verfassungswandel, der sozialdemokratische Reformstrategie im Hinblick auf einen nationalen Wohlfahrtsstaat immer schon blockiert, also die Unmglichkeit berhaupt noch Reformpolitik in der Wirtschafts-, Sozial- und Fiskalpolitik zu betreiben. Die geschieht mit Instrumenten wie der Schuldenbremse als Teil eines neuen neoliberalen Konstitutionalismus.




Auch deshalb muss sich die politische Linke gegenwrtig zumindest teilweise populistisch artikulieren (vgl. dazu Thesen der Redaktion zum Populismus).


8. Die Stelle der Sozialdemokratie ist leer. Das ist ein Problem fr die gesamte gesellschaftliche Linke. Fr die Partei Die LINKE besteht also genug politischer Handlungsspielraum und die Chance neue Whler- und Untersttzergruppen zu gewinnen. Als sozialistische Partei steht sie jedoch vor der Herausforderung breiter zu werden, ohne dabei nach rechts zu rcken und ohne dem gesellschaftlichen Mainstream hinterherzulaufen.




Für eine soziale Republik Europa

Die Krise der national fragmentierten Sozialdemokratie ist eine Chance für die progressive Linke

Felix Sassmannshausen


Es bedarf keiner besonderen Anstrengung, um festzustellen, dass die Sozialdemokratie sich sowohl als Partei als auch als Bewegung, in einer tiefen Krise befindet. Dies beweisen die jngsten Parlamentswahlen in Frankreich, den Niederlanden und Deutschland in aller Deutlichkeit. Diese Krise lsst sich dabei als Ausdruck von fnf Kernproblemen der Sozialdemokratie deuten, die sich unter anderem im Schwinden einer progressiven Perspektive auf die Europische Union ausdrcken. Ausgehend von diesen fnf Grundproblemen, pldiert der folgende Aufsatz fr die Wiederbelebung des Projektes einer sozialen Demokratisierung der EU.


Fnf Krisenherde der Sozialdemokratie


So fehlt der Sozialdemokratie erstens ein Gesellschaftsentwurf, mit dem sie auf die in den 1970er Jahren einsetzende vertagte Krise des demokratischen Kapitalismus htte reagieren knnen.[bookmark: _ftnref1][1] Aus ihrem Abschied vom Traditionsmarxismus der Zweiten Internationale in den 1950er Jahren folgte auch im Zuge der Revolte von 1968 keine Erneuerung ihrer materialistischen Gesellschaftsanalyse. Vielmehr versucht sie seither als Volkspartei mit konservativen Krften um die Mittelschichten und das nationale Gemeinwohl zu konkurrieren. Vor diesem Hintergrund gelang es der Sozialdemokratie nicht mehr, eine eigenstndige sozialistische Analyse und Perspektive zu entwerfen.


Der daraus resultierende Verlust ihrer theoretischen und sozialen Basis sollte sich zweitens, im Verlauf der 1990er Jahre mit verheerenden Konsequenzen im neoliberalen Wandel der westeuropischen Sozialdemokratie zu New Labour niederschlagen. In der Folge versumte sie es, die Weichen fr eine Vereinheitlichung der Arbeiter_innenbewegung in Europa zu stellen, die auf eine gemeinsame Sozial- und Arbeitsmarktpolitik zielt. Im Gegenteil: Unter Gerhard Schrder hat die SPD mit der Agenda 2010 vielmehr die Abwrtsspirale im nationalen Konkurrenzkampf um die Deregulierung des Arbeitsrechts und der Sozialleistungen in Europa mitbefeuert.



	[image: ]
	Keine kalten Fe kriegen! Die Sozialdemokratie muss sich europisch erneuern und den nationalen Rahmen verlassen.
	bm.iphone (CC BY 2.0)


Die auch darum bis heute meist national gefhrten Arbeitskmpfe sind drittens hufig mit einem hochgradig konzentrierten Kapital konfrontiert, sodass sie auf staatliche Interventionen zur Untersttzung angewiesen sind. Aufgrund der daraus folgenden Integration der Gewerkschaftsforderungen in die nationalen Staatsapparate, stellt sich vielen Arbeiter_innen und Angestellten die Frage, wozu es berhaupt noch Gewerkschaften braucht. Dieser Umstand wirkt sich verheerend auf die Identifikation der Gewerkschaftsmitglieder mit ihren Interessenvertretungen und schlielich auch auf deren Mitgliedszahlen aus.


Auch aus diesen Grnden hat sich viertens bis heute keine schlagkrftige, einheitliche und solidarische Arbeiter_innenbewegung auf europischer Ebene, die fr eine Anhebung des Lohn- und Lebensniveaus im gesamten Euroraum streitet, etablieren knnen. Zwar ist mit dem Europischen Gewerkschaftsbund und dessen etwa 60 Millionen Mitgliedern seit den 1970er Jahren potenziell eine Grundvoraussetzung hierfr geschaffen worden. Doch erreicht der Europische Gewerkschaftsbund kaum eine breitere ffentlichkeit, geschweige denn, dass ihre Kampagnen in europaweiten Aktionen mnden. So konnte auch der Gewerkschaftsbund den  in der Krise ab 2008 offen zutage tretenden  Ungleichzeitigkeiten nationalkonomischer Akkumulation keine sozialdemokratische und sozialistische Kraft auf europischer Ebene entgegen stellen.


Darum auch war die europische Sozialdemokratie infolge des Krisenausbruchs von 2007 fnftens nicht in der Lage, gegen die europische Austerittspolitik eine substanzielle Alternative zu formulieren; ihr fehlte schlicht die soziale Basis. Kraft- und perspektivlos blieb selbst den an den Regierungen beteiligten sozialdemokratischen Parteien wenig anderes brig, als blo rhetorisch gegen die autoritre Krisenbewltigung zu opponieren. Schlimmer noch: Sie hat ber weite Strecken tatenlos dabei zugesehen, wie sich die sozialistischen Bewegungen in einzelnen Staaten wie Griechenland, Spanien und nun auch Frankreich erschpften.


Die aus diesen Krisenherden resultierende Implosion des sozialistischen und sozialdemokratischen Lagers, hat die Linke heute in eine Sackgasse gefhrt.


Fr die Idee einer sozialen Republik Europa


Auf diese Krise der Sozialdemokratie msste nun die progressive Linke mit einem Entwurf fr die soziale Demokratisierung der Europischen Union antworten. Dieser Entwurf msste dabei einerseits in einer theoretischen Erneuerung der materialistischen Gesellschaftstheorie und andererseits in der praktischen Belebung der fragmentierten europischen Arbeiter_innenbewegung bestehen. Gegenstand der progressiven Politik sollte die Forderung nach einer gemeinsamen sozialen europischen Fiskal-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik sein. Im Zentrum eines solchen Entwurfs muss dabei das Ziel stehen, die Republik Europa mit dem EU-Parlament als souvernem Trger des sozialen Fortschritts in einem System pluralistischer Gewaltenteilung zu begrnden.[bookmark: _ftnref2][2]


Damit jedoch ein solcher Entwurf die ntige Durchsetzungskraft bekommt, braucht es einen verbindlichen transnationalen Schulterschluss progressiver sozialistischer und sozialdemokratischer Krfte.[bookmark: _ftnref3][3] Es bedarf heute einer im Kern bereits transnational angelegten sozialistischen und sozialdemokratischen Parteigrndung. Zudem msste dazu der Europische Gewerkschaftsbund innerverbandlich vereinheitlicht und demokratisiert werden, sodass sich ein direkterer Zusammenhang zwischen Mitgliedern und EGB, der nicht erst ber den nationalen Gewerkschaftsapparat vermittelt ist, entwickeln kann.


In diesem Zusammenhang kommt es entscheidend auf zwei Voraussetzungen an: Zum einen gilt es die national-keynesianischen und chauvinistischen Flgel innerhalb der sozialdemokratischen und sozialistischen Strmungen zu berwinden; sie stehen einer transnationalen solidarischen Perspektive entgegen. Und zweitens mssen die progressiven Krfte gegen den in der Linken nach wie vor weitverbreiteten Antisemitismus und Antizionismus opponieren, weil diese eine fortschrittliche Politik verhindern.


Erfllt sie diese Bedingungen, knnte die Linke mit ihrem Entwurf fr eine soziale Demokratisierung der EU von der Krise der Sozialdemokratie aus drei Grnden profitieren. Erstens wrde die bis heute national fragmentierte Linke durch einen Schulterschluss an neuer Kampfkraft gewinnen. Denn die Form der national gebundenen Parteien und Gewerkschaften, die bis dato in relativ unverbindlichen Bndnissen international vernetzt sind, hat sich berlebt.


Zweitens erlaubte dieser Entwurf der krisenbedingten Konzentration und Kartellierung des Kapitals auf europischer Ebene mittels einer demokratisch legitimierten sozialistischen Politik gemeinsam mit der europischen Gewerkschaftsbewegung zu begegnen. Mit einer aktiven Steuerungspolitik knnte so der binneneuropischen Ungleichzeitigkeit der Kapitalakkumulation und damit auch der nationalen Fragmentierung der Arbeiter_innenbewegung entgegen gewirkt werden. Gepaart mit einer progressiven Investitionspolitik liee sich so eine Gegenkraft zu den nach wie vor bestehenden, und sich durch die verheerende Austerittspolitik verschrfenden, makrokonomischen Ungleichgewichte in Europa entwickeln.[bookmark: _ftnref4][4] Hierin liegt auch ein entscheidendes Mittel gegen die brandgefhrliche politische und konomische Hegemonie Deutschlands in Europa.


Und drittens bedeutet es den nationalen Rahmen zu verlassen, auch den Rahmen der nationalen Konkurrenz und damit den Rahmen des nationalen Narrativs zu verlassen. Der so verstandene Streit fr die parlamentarische Demokratisierung der Europischen Union knnte die sozialistische und sozialdemokratische Linke wieder in ihre angestammte Rolle als Trgerin des sozialen und demokratischen Fortschritts fhren. So  und nur so  kann sie auch dem transnational organisierten aber national fragmentierten vlkischen und rechtspopulistischen Block eine starke und besser vernetzte solidarische Kraft entgegenstellen.


Felix Sassmanshausen ist ein Politikwissenschaftler aus Leipzig.
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In der der Stunde größter Not, bringt der Mittelweg den Tod

Gedanken zur Zukunft der Sozialdemokratie

Andrea Ypsilanti


Die Bundestagswahl 2017 bedeutete in mehrfacher Hinsicht eine Zsur. Der Einzug einer rechtsextremen Partei und die Verluste der Volksparteien zeugen davon. Die Krise der SPD zeigt sich jedoch nicht erst seit der Bundestagswahl vom September. Sie ist der vorlufige Tiefpunkt einer seit 1998 sichtbaren Entwicklung. Der neoliberale Kapitalismus, der seit nunmehr fast 40 Jahren die europische Politik bestimmt, kam nicht als exterritoriale Kraft ber die deutsche und europische Sozialdemokratie. Vielmehr waren es die europischen sozialdemokratischen Parteien selbst, die sich den neoliberalen Dogmen unterwarfen. Sptestens mit dem legendren Schrder/Blair Papier (1999) und dem Rcktritt Lafontaines wurde klar: Die Sozialdemokratie wird marktkonform. Der sogenannte dritte Weg (Anthony Giddens) setzte weder auf soziale Gerechtigkeit noch auf die (Um)verteilung des gesellschaftlichen Reichtums. Er bernahm die neoliberalen Paradigmen und Verheiungen. Jede/r ist ihres Glckes Schmied. Die aus dieser Philosophie abgeleitete politische Praxis war in der Bundesrepublik die Agenda 2010, Hartz IV, Rente mit 67, Privatisierung der ffentlichen Gter, massiver Personalabbau im ffentlichen Dienst  fr Europa war es die Austerittspolitik, die ohne Gegenwehr der sozialdemokratischen Parteien durchgesetzt wurde.


Die europische Sozialdemokratie bezahlte fr diese Politik einen hohen Preis. In vielen europischen Lndern ist sie marginalisiert. Auch in Deutschland verlor die SPD die Hlfte ihrer Mitglieder. Das wurde von den Funktionren hingenommen. Den Verlust der Hlfte ihrer Whler*innen kann sie nun nicht mehr ignorieren. So wenig wie die Tatsache, dass sich links von ihr als Konsequenz dieser Politik die Linkspartei etabliert hat. Heute muss die SPD feststellen, dass ihr ein Schicksal droht, dass bereits andere sozialistische und sozialdemokratische Parteien in Europa erleben; die Pulverisierung. Das lsst jetzt endlich die Alarmglocken schrillen und selbst konservative Sozialdemokrat*innen scheinen sich der Aufarbeitung der letzten Niederlagen nicht mehr zu verweigern Die Entscheidung noch am Wahlabend festzulegen, definitiv nicht erneut in eine mgliche groe Koalition einzutreten, dokumentiert dies. Obgleich es dafr kein Mandat gab, war diese Entscheidung wichtig und fr die Psyche der Partei notwendig. Die Gefahr einer Implosion wre sonst gro gewesen.
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Umso erforderlicher ist es nun, tatschlich eine kritische Analyse zu wagen. Es ist richtig und notwendig, jetzt auf sozialdemokratischen Regionalkonferenzen endlich mit den Mitgliedern zu beraten, wie es weitergehen soll. Dabei darf es aber nicht um die Verkrzung auf die Frage, was ist im Wahlkampf falsch gelaufen sei, gehen. Das verstellt die Analyse auf die letzten 20 Jahre, die ebenso kritisch betrachtet werden mssen. Martin Schulz hat auf der Konferenz in Frankfurt etwas sehr Richtiges ausgesprochen: Es msse nun tabulos ber die Fehler der vergangenen Jahre diskutiert werden. Die Parteibasis sollte diese Aufforderung in allen ihren Teilen annehmen.


Entscheidend wird sein, welche Konsequenzen die Sozialdemokratie aus ihren Konferenzen zieht. Einen Zeitraum bis 2019 dafr vorzusehen ist angemessen. In der Hoffnung, dass das nun endlich passiert, soll mein Buch, das im Januar 2018 erscheint, einen kritischen und konstruktiven Beitrag leisten. Darin geht es einerseits um die Analyse, wie sich der Neoliberalismus in alle Lebensbereiche  konomisch, gesellschaftlich, kulturell, individuell eingenistet hat und andererseits um Vorschlge, welche Themen in der parlamentarischen und gesellschaftlichen Linken besprochen werden knnten: Arbeitszeitverkrzung mit Blick auf eine neue Balance zwischen Lohnarbeit, Care-Arbeit, Demokratiearbeit und Mue. Ein repressionsfreies Grundeinkommen, Kommunalisierung der Daseinsvorsorge, Umverteilung der materiellen Ressourcen, Wirtschaftsdemokratie. Sptestens beim Pldoyer fr einen neuen Begriff von Sozialismus wird jede/r den Untertitel des Buches Streitschrift verstehen.


berflssig ist die Sozialdemokratie keineswegs. Sie wird gebraucht, wenn sie, den Mut, die Haltung und die Programmatik entwickelt als transformatorische Kraft fr eine emanzipative, sozial gerechte Politik einzustehen, auch gegen die Widerstnde neoliberaler Machtkartelle in Gesellschaft und Wirtschaft.


Wichtig ist dabei, dass sie an die Internationalitt, die die sozialdemokratischen und sozialistischen Parteien in der Vergangenheit stark machten, wieder anknpft. Die Themen, die zu einer sozial-kologischen-kulturellen Transformation aufgerufen werden mssen, sind nicht mehr nur nationalstaatlich zu denken.


Zu viele Analogien zur Weimarer Epoche drohen am Horizont. Eine neoliberale Globalisierung, welche die Menschen teilweise berfordert, die Vernachlssigten ausgrenzt und die sogenannten Eliten immer verantwortungsloser handeln lsst, sei es in der Klimapolitik oder bei der Hinterziehung von Steuern, wird bse enden. Die Konkurrenz der Triade Amerika, Europa, Asien, die dazu fhrt, dass Abschottung und Nationalismen wiederauferstehen, erledigt das Geschft der Rechtsextremen. Ein Militarismus, der die imperiale Lebensweise durchzusetzen versucht, wird niemals Antworten auf die Probleme von Flucht und Vertreibung finden. Eine Europapolitik, welche die Interessen der transnationalen Unternehmen und des Freihandels vertritt, aber die Lohnabhngigen vernachlssigt, wird die sowieso schon brchige Solidaritt in Europa weiter erodieren lassen.


Eine sich abzeichnende Jamaika Koalition im Bundestag wird die brgerlich liberale Politik fortsetzen. Ein Neoliberalismus mit anderen Farben. Er fhrt jedoch weder naturwchsig noch automatisch zu einer erstarkenden Linken. Deshalb wird eine der grten Herausforderungen fr die deutsche Linke der Umgang miteinander sein. Zwei Arbeiterparteien, die sich gegenseitig misstrauisch beugen, sind die beste Hilfe fr neoliberale Politik. Es ist Zeit, ber Kooperationen und mehr nachzudenken.


Eine conditio sine qua non wird sein, dass sich die demokratische Linke in Europa, ob in parteipolitischer Formation oder in sozialen Bewegungen  am besten aber miteinander  reorganisiert und wieder hegemonial werden kann. Damit der Begriff der Reform nicht dauerhaft neoliberal kontaminiert bleibt, sondern wieder fr soziale Gerechtigkeit, kologischen Umbau, intellektuelle und knstlerische Vielfalt und Schrfe steht.


Andrea Ypsilanti ist Mitbegrnderin des Institutes Solidarische Moderne und sozialdemokratische Landtagsabgeordnete. Im Frhjahr erscheint ihr Buch Und morgen regieren wir uns selbst  Eine Streitschrift.




Kann es ein linkes Einwanderungsgesetz geben?

Gespräch von Ulla Jelpke und Lena Kreck




Auf Einladung einer Neukllner Basisorganisation von DIE LINKE diskutierten Mdb Ulla Jelpke und Lena Kreck moderiert durch Katharina Dahme ber Positionen zu einem Einwanderungsgesetz im Allgemeinen und dem Konzeptpapier der Projektgruppe Einwanderung im Besondern. Wir dokumentieren das Gesprch in gekrzter Fassung. 





Katharina Dahme: Wir haben dieses Gesprch schon sehr viel frher geplant, durch die Debatten in der Partei in den letzten Monaten hat es sicher noch einmal eine neue Brisanz gewonnen. Wir wollen uns aber nicht an den einzelnen uerungen von einzelnen GenossInnen aufhalten.


Die Frage des heutigen Abends lautet: Kann es ein linkes Einwanderungsgesetz geben? Wir werden nicht die Frage diskutieren, sind wir fr oder gegen Einwanderung? Auch nicht: Wollen wir mehr oder weniger Flchtlinge? Wir werden auch nicht ber das Programm von DIE LINKE und die Forderung nach offene Grenzen fr Menschen in Not beziehungsweise offene Grenzen fr alle  beide Formulierungen gibt es im Grundsatzprogramm  debattieren. Fr uns steht heute Abend die Frage im Mittelpunkt: Ist ein linkes Einwanderungsgesetz ein Schritt in diese Richtung oder eher hinderlich?


Dazu haben wir eingeladen: Dr. Lena Kreck und Ulla Jelpke. Lena ist Beraterin fr LGBTI*[bookmark: _ftnref1][1]-Geflchtete und war Teil der Projektgruppe Projektgruppe Einwanderung, die im Auftrag der ostdeutschen Landtagsfraktionen eine Konzeption fr eine linke Flchtlings- und Einwanderungsgesetzgebung vorgeschlagen hat. Ulla ist Bundestagsabgeordnete, war innenpolitische Sprecherin der LINKSFRAKTION im letzten Bundestag und befasst sich seit vielen Jahren mit den Themen Flucht und Migration. Lena, was waren die Motivationen fr so ein Konzept? Warum braucht DIE LINKE einen eigenen Entwurf fr ein Einwanderungsgesetz?


Lena Kreck: Es gibt zwei Stellen im Parteiprogramm, die du vorhin auch schon richtig zitiert hast: Offene Grenzen fr Menschen in Not und offene Grenze  die sind von der Richtung her eindeutig, andererseits aber recht kurz. Es ist auch nicht gerade klar, was die Konsequenz daraus wre. Es gab verschiedene Menschen in der Partei und in den Landtagsfraktionen, die der Meinung waren, man msse das ausbuchstabieren. Wir wollen einen Vorschlag ausarbeiten, um konkreter diskutieren zu knnen: Was ist uns wichtig? Wo wollen wir uns abgrenzen? Wo sind Leerstellen? Das war der Anlass fr die Grndung der Projektgruppe, in der Fachpolitiker*innen aus den Landesverbnden, Menschen aus der Praxis  Anwlte, juristische Berater und Leute, die zu Flucht und Migration forschen  zusammengearbeitet haben. Das Papier ist nicht neu, es wurde im Januar verffentlicht. Bisher gab es gar nicht so viel Resonanz, deswegen freue ich mich sehr ber die Diskussion.


Katharina: Was zeichnet eine sozialistische Einwanderungspolitik aus?


Lena: Wir als Projektgruppe finden die Forderung nach offene Grenzen dem Grunde nach richtig. Wir haben entschieden, dass fr uns die politische Leerstelle darin besteht, was das in heutiger Zeit und hinsichtlich der Lebenssituationen von Geflchteten und Migrant*innen eigentlich heit. Es ist ein Problem, wenn die Linke Forderungen nach offenen Grenzen formuliert, aber darber hinaus eigentlich keine progressiven Vorschlge macht, wie Migration legal und sozial abgesichert stattfinden kann.


Die Paradigmen von Regulierung und Eindmmung, unter denen sonst hufig ber Migrationsrecht diskutiert wird, sind die nicht die Paradigmen unter denen wir unser Einwanderungskonzept formuliert haben.


Unser Konzept hat drei Sulen. Die erste Sule bezieht sich auf das Asylrecht und den Flchtlingsschutz. Die Position: Das Asylrecht soll erhalten werden, teilen wir nicht. Das Asylrecht muss ausgebaut werden, schlielich ist es durch den Asylkompromiss von 1993 faktisch abgeschafft worden. Es geht darum, das Asylrecht nach dem deutschen Grundgesetz wiederherzustellen und Geflchteten die ihnen zustehenden Schutzansprche zuzuerkennen. Der Schutz darf sich aus unserer Sicht nicht nur auf die politischen Menschenrechte erstrecken, sondern muss auch die wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Menschenrechte umfassen.


In der zweiten Sule unseres Konzepts findet sich der zentrale Bruch mit der jetzigen Rechtslage und das ist auch die eigentliche Kontroverse. Hier geht es um Leute, die nicht geflchtet sind und auch keinen Schutzanspruch geltend machen knnen. Fr Leute, die das Thema politisch diskutieren, ist es durchaus Hilfreich die Grundlagen des derzeitigen Aufenthaltsgesetzes anzuschauen. Hier wird nmlich schon in  1 deutlich gemacht, worum es geht. Ziel ist es Migration zu steuern und zu begrenzen. Unabhngig davon wie das konkret aussieht  die Zielbestimmung macht es bereits zu einem repressiven Gesetz.


Das derzeitige Aufenthaltsgesetz definiert dann verschiedene legitime Grnde fr einen Aufenthalt: Arbeit, Studium Familiennachzug. Der Dreh- und Angelpunkt ist dabei immer ein wirtschaftlicher. Personen die hierher kommen, mssen in einer wirtschaftlichen Situation sein, in der sie vollstndig fr ihren Unterhalt aufkommen knnen. Der deutsche Staat ist nicht gewillt auch nur einen Cent zu bezahlen. Konkret: Wenn Personen in Deutschland studieren wollen, sogar einen Studienplatz bekommen haben, bestens geeignet sind, aber nicht ber umfangreiche finanzielle Ressourcen verfgen, dann werden sie die Aufenthaltserlaubnis nicht bekommen. Punkt. Mit dieser Logik wollen wir brechen. Wir verwirklichen in diesem Entwurf die Idee, dass Personen, die in der deutschen Gesellschaft leben wollen, einen legalen Weg nach Deutschland finden knnen. Wir stellen dabei auf den sozialen Anknpfungspunkt ab. Dieser soziale Anknpfungspunkt kann wie bisher Arbeit, Familienzusammenfhrung oder ein Studium sein, so wie wir es jetzt auch kennen.
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Aber: Die Anforderungen an Familie sollen nicht hher sein, als sie es fr deutsche StaatsbrgerInnen sind, wie es im derzeitigen Aufenthaltsrecht der Fall ist. Und wir gehen auch darber hinaus. Wir finden, dass auch zum Beispiel gesellschaftliches Engagement zum Beispiel in einem Verein eine Aufenthaltserlaubnis begrnden kann. Zunchst fr ein Jahr, dann wird vermutet, dass ein sozialer Anknpfungspunkt tatschlich besteht. Die Folge ist, dass eine Niederlassungserlaubnis, also ein unbefristeter Aufenthaltstitel, beansprucht werden kann. Ich belass es jetzt mal bei dieser Skizze.


Die dritte Sule ist das Staatsangehrigkeitsrecht. Die deutsche Staatsbrgerschaft ist ja derzeit das non plus ultra und die Voraussetzung fr volle soziale und politische Teilhabe sowie die Sicherheit, Deutschland nicht von heute auf morgen wieder verlassen zu mssen. Das Problem ist, dass soziale Absicherung mit Staatsbrgerschaft verbunden ist und vor allem, dass Personen andere Staatsangehrigkeiten abgeben mssen. Wir wollen doppelte und vielfache Staatsangehrigkeit sowie die Erlangung der deutschen Staatsbrgerschaft deutlich erleichtern.


Katharina: Es gibt in DIE LINKE eine verbreitete Kritik, dass ein Einwanderungsgesetz immer neoliberal sei, weil es eine Unterscheidung zwischen Menschen macht, die reinkommen und welchen, die dies nicht drfen. In einem Interview von 2015 hast du bezogen auf den grnen Gesetzentwurf ein Einwanderungsgesetz als per se berflssig bezeichnet. Ist das immer noch so?


Ulla Jelpke: Ich bin seit Anfang der 2000er Jahre an der gesamten Einwanderungsdebatte beteiligt. Es gibt immer wieder viel Streit um die Frage, wie Einwanderung geregelt werden soll. Grundstzlich braucht eine Einwanderungsgesellschaft aus linker Perspektive Rechte fr Einwanderung. Die gibt es nicht. Dringend notwendige Punkte sind Familiennachzug, die leichtere Annahme der deutschen Staatsangehrigkeit aber auch gleiche soziale Rechte, wie auch die Anerkennung beruflicher Qualifikation und Bildung. Ich bin da mit Lena ganz klar auf einer Linie.


Aber das was ihr vorlegt, ist kein Einwanderungsgesetz. Ihr habt da sehr linke Anstze in der Beschreibung und ihr grenzt euch stark von der Frage wirtschaftlicher Ntzlichkeit ab. Es wird sogar bestritten, dass es diese wirtschaftliche Ntzlichkeit berhaupt gibt. Aber wenn man das, was ihr vorschlagt, in einen Gesetzestext gieen wrde, dann msste dieses Gesetz auch regeln, wer kommen darf und wer wieder gehen muss. Euer Vorschlag sagt aus, dass so gut wie alle kommen drfen. Ich mchte zunchst einmal klar sagen: Offene Grenzen fr Menschen in Not ist fr mich nicht verhandelbar. Aber ber Offene Grenzen fr Alle mchte ich mit euch diskutieren, besonders darber, was das in der jetzigen Situation bedeuten wrde. Man muss sich einfach klar machen, dass gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Weltlage, dann Millionen von Menschen kommen wrden.


Es geht mir hier nicht darum Menschen gegeneinander auszuspielen, Fakt ist aber auch: Wenn man sich die soziale Lage anschaut, wrde die Gesellschaft mit einer solchen Politik vllig berfordert sein. Jede Gesellschaft hat nur bestimmte Mglichkeiten, was Schulen, Bildungs- und Arbeitsmarkt angeht. Und diejenigen, die ber ein Einwanderungsgesetz sprechen, wollen im Grunde genommen einzig und allein die kapitalistische Verwertbarkeit der Arbeitskrfte. Sie wollen Leute herholen, die in bestimmten Bereichen eingesetzt werden knnen. Das heit vor allem Facharbeiter, also Leute mit Qualifikationen, die man in Deutschland nicht weiter ausbilden muss.


Diesen Punkt mchte ich als Linke nicht fr die Kapitalisten regeln. Wir Linke sollten nicht fr den Arbeitsmarkt entscheiden, wer gebraucht wird und wer nicht. Auerdem kommt ihr um den Punkt Abschiebung nicht herum. Ihr schreibt in eurem Konzept, dass nach einem Jahr soziale Anknpfungspunkte gegeben sein mssten. Sozialer Anknpfungspunkt kann bei euch auch eine Mitgliedschaft im Sportverein oder im Chor sein. Das finde ich weder realistisch noch vermittelbar. berhaupt ist ein Jahr viel zu kurz, um sich hier eine soziale Grundlage zu erarbeiten. In der Regel braucht es lngere Zeit eine Wohnung zu finden, Arbeit zu finden, eine Ausbildung zu machen.


Wenn Menschen irgendwo ihre Existenz aufgeben, um in Deutschland ihren Lebensmittelpunkt zu suchen, dann msste es eigentlich eine soziale Rundumfrderung geben. Ich glaube allerdings nicht, dass das mglich wre. Nicht nur wegen der AfD und den rechtspopulistischen Bewegungen. Auch eine sozialistische Gesellschaft msste sich diese Frage stellen. Auch wenn eine Gesellschaft solidarisch mit den Menschen aus den armen Lndern ist, braucht es ein Gesamtkonzept: Nmlich vor allem auch Fluchtursachen bekmpfen  das bedeutet vor allem die eigene ausbeuterische Politik gegenber diesen Lndern zu beenden. Warum fliehen denn Menschen vor Hunger und Elend? Weil ihre Lnder ausgeplndert werden und weil Kapitalismus und Imperialismus sie arm halten und abhngig machen.


Meine Erfahrung ist, dass die wenigsten Menschen hier herkommen, weil sie kommen wollen oder Deutschland so toll finden. Sie kommen, weil es bei ihnen zu Hause Scheie ist. Weil es keine Arbeit gibt, keine Schulen gibt. Wenn man ein Einwanderungsgesetz formuliert, muss man klarstellen, welche Voraussetzungen mssen erbracht werden, um hier bleiben zu drfen. Und ich finde ihr mogelt euch um diese Frage ein wenig herum. Ein Chor oder ein Sportverein, das ist doch viel zu wenig, um den Begriff sozialer Anknpfungspunkt zu fllen. Fr mich ist es ein sozialer Anknpfungspunkt, Arbeit zu haben, hier leben zu wollen und dafr die entsprechenden Voraussetzungen zu haben. Das ist auch der Grund, warum wir die Debatte um diesen wichtigen Streitpunkt immer wieder ausgesetzt haben. Wenn man gesetzlich regelt, muss man immer auch regeln, unter welchen Bedingungen jemand hier weiter leben kann  und das bedeutet in der Konsequenz immer auch zu regeln, wer nicht hierbleiben darf, wer abgeschoben wird. Vor Allem auch deshalb denke ich, dass ein solches Gesetz der falsche Weg ist. Stattdessen trete ich dafr ein, dass man vor allem Rechte festschreibt und eben keine Restriktionen, die ein solches Einwanderungsgesetz schon im Wesen mit sich bringt.


Das ist zurzeit auch die Position der Bundestagsfraktion: Soziale Rechte, Familiennachzug, Schutz gegen Ausbeutung, EU-Freizgigkeit und keine unterschiedlichen Lhne fr EU-Brgerinnen und -brger, die in anderem EU-Staat wohnen und leben. Wichtig bleibt fr mich festzuhalten, Linke drfen sich auf keinen Fall an Abschiebungen beteiligen. 


Katharina: Mit Aussicht, dass wir mit der Jamaica-Bundesregierung genau eine Debatte ber ein Einwanderungsgesetz bekommen, kann ein eigener Entwurf nicht etwas sein, das man mit Gewicht entgegensetzen kann.


Ulla: Ich will kein Einwanderungsgesetz  denn das wird immer ein Einwanderungsbegrenzungsgesetz sein. Ich will mich stattdessen stark dafr machen, dass man Einwanderungsrechte braucht. Diese habe ich formuliert. Das kann man sicher ausbauen. Ich trenne das gnzlich von dem Punkt der Asylfrage. Das Asylrecht wurde 1993 faktisch abgeschafft  man msste ganz andere Manahmen ergreifen, um es wiederherzustellen. Die Schutzfrage darf nicht mit der Einwanderungsfrage vermischt werden. Aber was das Aufenthaltsrecht angeht, ist mir der Punkt wichtig: Es muss fr Menschen, deren Schutzansprach abgelehnt wurde, Wege geben im Land bleiben zu knnen. Wenn man ber 5 Jahre einen unsicheren Aufenthaltstitel hatte, braucht es ein Bleiberecht ohne wenn und aber. Das ist auch schon Teil einer gewissen Regelung. Ein Bleiberecht fr alle ist allerdings ja auch ein Problem. Was ist damit gemeint? Das ist in der derzeitigen Situation so wenig vermittelbar, wie Grenzen auf fr alle.


Ich wrde Rechte formulieren aber keine gesetzlichen Restriktionen. Und meiner Meinung nach ist jegliche gesetzliche Regelung von Einwanderung restriktiv, denn sie regelt immer auch Abschiebungen mit, also, unter welchen Bedingungen Menschen gehen mssen. Das ist fr mich als Linke unannehmbar.


Lena: Ulla hat Recht, was wir aufgeschrieben haben, ist noch kein Gesetzentwurf, aber ein politisches Papier, das die Umrisse eines Gesetzes zeigt. Das muss auch nicht Einwanderungsgesetz heien, das kann wegen mir auch im Sinne von Ulla Einwanderungsrechte-Recht heien. Da mchte ich mich nicht an Formulierungen verbeien. Ich mchte aber sehr wohl darber sprechen, wie wir legale Einreisemglichkeiten erffnen. Was die Frage des Bleiberechts angeht, haben wir auch gar keinen Dissens. Die Niederlassungserlaubnis fordern wir sogar schon nach einem Jahr. Das wre sogar die weitergehende Forderung gegenber dem Bleiberecht nach fnf Jahren. Doch die Frage ist nicht nur, was ist mit den Leuten, die bereits hier sind, sondern auch: Wie knnen Leute legal und sicher einreisen. Ich lass mich nicht in die Ecke eines Begrenzungsvorschlags drngen und mir im gleichen Atemzug vorwerfen, dass soziale Anknpfungspunkte zu weich seien. Das ist unredlich.


Unser Papier ist explizit nicht auf Ntzlichkeit gerichtet, das wird aus seiner ganzen Anlage deutlich. Wir unterbreiten eine neue Kategorie  sozialer Anknpfungspunkt  die als Mastab herangezogen wird, wer hier legal sein kann. Diese Kategorie entzieht sich gesellschaftlicher Ntzlichkeit. Man kann es auch als Integrationsgesetz bezeichnen, im Sinne gesellschaftlicher Integration von Menschen, die hier leben wollen. Jemand der sich in einem Verein gesellschaftlich engagiert, ist fr mich Teil der Gesellschaft. Dass ist bewusst genau nicht allein auf Erwerbsarbeit zentriert. Nun kam die Frage  jetzt kommen die alle und nun: Huch.


Ich bin Juristin und ich habe eine politische Auffassung. Ich finde, dass eines der reichsten Lnder in Europa ertragen muss, dass Menschen aus anderen Lndern hierherkommen. Das ist im brigen auch das, was praktisch passiert. Wir sind eine Einwanderungsgesellschaft. Wenn man sich mit Eigensinn der Migration befasst, wird man erkennen mssen, dass selbst in repressiven Systemen Menschen hierher kommen. Ist es so, dass Menschen scharenweise kommen? Nun, das ist offen. Es ist aber nicht so, dass ich den Punkt sehe, wo ich Angst htte, dass es unsere konomie nicht schafft.


Ulla: Natrlich kann man so allgemein denken. Aber wenn man diese Fragen im Rahmen eines Gesetzes aufwirft, muss man auch Antworten geben. Ihr sagt: Menschen die Einreiseverbot haben, kriegen kein Visum, drfen nicht kommen. Wen betrifft das? Ein wichtiges Beispiel sind Roma aus dem Balkan. Das sind Leute, die immer wieder herkommen, weil es in den Balkanstaaten fr sie aufgrund von schwerer Diskriminierung unertrglich ist. Man gewhrt ihnen hier keinen Schutz, weil ihre Lnder angeblich sicher sind und sie erhalten Einreiseverbote, nachdem sie abgeschoben wurden. Es geht hier keineswegs um wenige, die solche Einreisesperren haben. Warum sollen diese Leute nicht kommen?


Der andere Punkt, von dem ihr sprecht, sind Terroristen oder Sexualstraftter. Natrlich mchte ich die auch nicht hier haben, aber wenn diese einmal hier sind, bin ich auch in diesem Punkt gegen Abschiebung. Sie sollen hier in den Knast. Wir sollten die Probleme mit diesen Menschen nicht anderen Lndern aufbrden, zu denen sie hufig gar keinen Bezug mehr habe. Gerade im Bereich Islamismus erleben wir, dass sich die Menschen hier radikalisiert haben. Diese dann in ihre hufig ohnehin instabilen Herkunftslnder zurckzuschicken, finde ich fatal. Fr diese Lnder wrde das nur eine zustzliche Belastung darstellen. Aus gutem Grund haben die Menschen in Tunesien gegen die Ausweisung von in Europa radikalisierten tunesischen Dschihadisten protestiert.


Natrlich bin ich voll bei dir  wenn man ein Bleibericht politisch wollte, wre es konomisch kein Problem. Aber wir haben in den letzten zwei Jahren erlebt, dass ber eine Million Menschen nach Deutschland gekommen sind. Und wie wurde damit umgegangen? Wir haben eine Verschrfung der sozialen Lage von Geflchteten erlebt: Stichwort LAGESO in Berlin. ber ein Jahr wurden Menschen in Turnhallen eingepfercht. Wir wissen ja alle, dass diese Bedingungen bewusst herbeigefhrt werden, um eine Abschreckungspolitik im Land zu betreiben, so dass inzwischen zehntausende freiwillig gegangen sind. Das muss man sich wirklich mal plastisch vor Augen fhren: Die Bedingungen im Land sind derartig unmenschlich, dass viele Geflchteten die Rckkehr in ihre Heimatlnder, in denen sie alles aufgegeben haben um wegzukommen, ertrglicher finden, als die Zustnde im deutschen Asylsystem.


Lena: Vieles was du forderst, ist genau in unserem Papier formuliert. Ich versuche mal auf einzelne Punkte einzugehen. Ein Einreiseverbot wie es das derzeitige Aufenthaltsrecht vorsieht, wenn Menschen abgeschoben wurden und nicht freiwillig ausgereist sind, gibt es bei uns nicht.


Einreiseverbote sind nur vorgesehen, wenn der Zweck der Einreise Spionage oder die Begehung einer Straftat ist oder wenn es sich um eine*n Kriegsverbrecher*in handelt. Das was du formuliert hast, steht da nicht drin. Das ist mir sehr wichtig. Ich bin auch bei dir: Wer hier eine Straftat begangen hat, muss sie hier verben.


Ein zentrales Problem im derzeitigen Aufenthaltsrecht ist, dass ein Spurwechsel nicht mglich ist. Was heit das? Wenn eine Person verheiratet ist, die Ehe nach weniger als drei Jahren scheitert, ist die Folge, dass die auslndische Person keine Aufenthaltserlaubnis und auch keine Pufferzeit bekommt um z.B. einen neuen eigenen Aufenthaltstitel anzustreben.


Auch wenn die Person einen guten Job hat, sich gesellschaftlich engagiert, gibt es dem Grunde nach keine Mglichkeit mehr den Aufenthalt zu legalisieren. Damit bricht unser Entwurf. Ein Spurwechsel muss mglich sein.


Zur Ausreise: Die von uns vorgeschlagene Reglung besagt nicht, dass dieser soziale Anknpfungspunkt nach einem Jahr proaktiv unter Beweis gestellt werden muss, sondern es besteht erstmal die gesetzliche Vermutung, dass ein Mensch, der hier lebt und seinen Alltag gestaltet, Teil der Gesellschaft ist. Das ist die Grundvermutung, die durch Begrndung wiederlegt werden muss.


Katharina: Ulla, einerseits sagst Du: Wir mssen Menschen, die hierher kommen, in Schutz nehmen vor Kapitalisten, die sie mit Dumpinglhnen abspeisen. Deswegen lassen wir die gar nicht erst rein?


Ulla: Nein, ich spreche mich gegen eine gesetzliche Regelung aus. Ich bin viel im Ausland gewesen. Ich kenne Syrien, den Irak, ich kenne viele afrikanische Lnder, ich kenne die Flchtlingslager. Wenn Grenzen offen sind, werden sich viele Menschen auf den Weg machen. Es sind 2015 fast eine Million Menschen nach Deutschland gekommen. Wir als Linke, oder wir als solidarische Gesellschaft  Wohlfahrtsverbnde, Kirchen mit eingeschlossen  haben es nicht geschafft, zu verhindern, dass zahlreiche Gesetze fr Geflchtete verschrft und, der Familiennachzug ausgesetzt wurde. Wir haben nicht verhindert, dass Menschen total unwrdig hier leben mssen. Da finde ich es sehr leichtsinnig zu sagen: Das kriegen wir alles gewuppt. Legale Wege zu schaffen ist sehr schwierig. Wir kommen damit einfach an die Grenzen des Kapitalismus. Wir haben ja weiterhin den Kapitalismus und wir haben eine neue Rechte, die sich genau mit diesen Fragen profiliert. Wir haben eine Whlerwanderung und sicher nicht nur mir werden Briefe geschrieben, wie unmglich manche Leute die Politik der Linken finden. Das kann man nicht einfach negieren. Da frage ich zurck: Wie schaffen wir denn Solidaritt? Wo ist die Willkommenskultur? Es sind zwar noch viele aktiv, aber die Gesellschaft hat sich verndert. Viel wichtiger als solche Gesetzentwrfe ist es doch, die aktuellen Mglichkeiten der Einreise Schritt fr Schritt zu erweitern oder zumindest die permanente Verschlechterung der Situation zu verhindern. Wir befinden uns einer Situation, in der die Verlngerung der Aussetzung des Familiennachzugs fr einen groen Teil der Asylsuchenden droht, eine Fortsetzung einer Politik, die systematisch Leben zerstrt. Hier mssen wir ansetzen, dagegen mssen wir kmpfen.


Lena: Ich habe keinen Dissens bei Beschreibung der gegenwrtigen Gesellschaft. In den letzten Jahren und Monaten hat sich offenbart wie gesellschaftliche Mehrheitsverhltnisse sind. Ich lass mir auch gerne erzhlen, dass das, was wir aufgeschrieben haben nicht morgen mit einem Einwanderungsgesetz-Einfhrungsgesetz zu schaffen ist. Mir ist klar, dass Gesellschaft nicht so drauf ist, wie ich es mir wnsche. Ich begreife das, was wir aufgeschrieben haben als einen Beitrag, der mal einen anderen Zungenschlag in die Debatte einfhrt und anders ist, als das was ich mir sonst die ganze Zeit anhren muss. Ich finde, das braucht es dringend. Die Linke muss aus der defensiven Haltung rauskommen und erklren wie wir Gesellschaft gestalten wollen und wie wir progressiv Rechte absichern wollen.


Ulla: Damit es ganz klar ist. Ich habe auch die Vision, dass alle Menschen dort leben knnen, wo sie wollen. Das muss das Ziel sein. Aber wir haben diese Situation nicht. Deswegen habe ich darauf hingewiesen, dass Einwanderung unter Bedingungen stattfindet. In einer Welt, in der alles sozial in Ordnung ist, wre das keine Frage. Aber wir haben Krieg, wir haben Hungerkatastrophen, wir haben eine sich verschrfende Klimakatastrophe. 60 Millionen Menschen haben ein elendes Leben in riesigen Flchtlingslagern. Wenn sie die Mglichkeit haben, gehen sie in Lnder, die reich sind. Das ist auch nachvollziehbar, weil diese Lnder fr ihr Elend verantwortlich sind. Deswegen ist das wirklich eine Frage des kapitalistischen Systems. Ich habe aber nicht den Glauben, dass wir die Probleme hier alle lsen knnen, schon gar nicht im Bundestag. Hier ist eine starke auerparlame[bookmark: _GoBack]ntarische Bewegung gefragt  nur so knnen wir es schaffen.


Katharina: Aber, dass Gesellschaft, die wir haben wollen, nicht da ist, ist ein schwieriges Argument. Trifft doch auf alles zu, was wir fordern.


Ulla: Aber hier geht es um ein Gesetz, nicht um eine Vision. Der Text hier soll in ein Gesetz flieen und dass heit regeln, und zwar brokratisch regeln. Wir haben ja bereits jetzt eine riesige Brokratie, die wir erstmal in die Tonne hauen mssen. Wenn im Gesetz dann steht, dass man auch mit Zwang abschieben kann, wenn in den Lndern menschenwrdige Bedingungen herrschen, dann ist das doch dieselbe Begrndung mit der heute nach Afghanistan abgeschoben werden kann.


Lena: Ich freue mich ber jede Kritik, weil wir ein Diskussionsangebot gemacht haben. Aber um den Ball wieder zurckzuspielen. Wir haben die AfD im Bundestag. Da knnen wir nicht sagen, wir schreiben hchstens mal eine Vision auf und stellen uns dem ansonsten nicht entgegen. Wir mssen in die Vollen gehen und formulieren, was wir wollen und was wir nicht wollen.


Katharina: Das ist doch ein gutes Schlusswort. Vielen Dank fr die Diskussion.





Transkript und Redaktion: Stefan Gerbing 





[bookmark: _ftn1][1] Abkrzung fr: lesbisch, schwul, bisexuell, transgender, intersexuell.




Neuer Klassenkompromiss

Ein neuer New Deal als reale Möglichkeit?

Dieter Klein


Ein bloes Weiter so des neoliberalen Kapitalismus, auch seine Fortsetzung mit allerlei Zugestndnissen und Modifikationen, fhrt zu Gefahren grten Ausmaes und in Katastrophen. Reichtum wie nie zuvor geht einher mit Klimawandel, Artensterben, wachsenden internationalen Spannungen und Kriegen, sozialer Polarisierung und Armut, Fluchtwellen und Terrorismus.


Revolution - Reform - Transformation


Eine progressive Bewltigung so komplexer Herausforderungen wird durch Revolution - verstanden als einziger groer ereignishafter Umsturzakt  nicht mglich sein. Herkmmliche Reformen sozialdemokratischen Typs als Verbesserungen fr die subalternen Klassen im Rahmen der herrschenden Verhltnisse sind wichtig; aber sie bleiben weit hinter der Gre der ungelsten gesellschaftlichen Probleme zurck. Eine dritte Gestalt gesellschaftlicher Entwicklung, die die Strken von Reform und Revolution aufnimmt und ihre Schwchen berwindet, ist das Gebot der Zeit: die Transformation, genauer: eine doppelte Transformation (Klein, 2013).


Eine doppelte Transformation zielt zunchst auf die berwindung des neoliberalen Kapitalismus durch eine progressive, demokratisch erneuerte, sozialere und grne Variante des Kapitalismus. Hier liegt die Parallele zum New Deal, der seit dem Amtsantritt Prsident Roosevelts 1932 das Gesicht des US-Kapitalismus und nach dem Zweiten Weltkrieg der gesamten OECD-Welt bestimmte. Der New Deal war der tiefgreifende bergang von einem ungebndigten privatmonopolistischen Kapitalismus pur zu einem - in Grenzen - sozialstaatlich regulierten Kapitalismus, verbunden mit beachtlichen Verbesserungen in der Lage der Lohnabhngigen als Preis fr die weitere Hinnahme kapitalistischer Herrschaft. Erst in den 1970er Jahren geriet der Sozialstaatskapitalismus in eine tiefe Krise und wurde seitdem durch den neoliberalen Kapitalismus zu groen Teilen zurckgerollt.


Ein neuer New Deal - reale Mglichkeit oder Illusion?


Die hochaktuelle Frage fr eine linke Transformationsstrategie ist, ob die Transformation zu einem progressiven Typ des Kapitalismus in der kommenden Zeit noch einmal durchgesetzt werden kann (Klein, 2016). Und die Ablsung des von sozialdemokratischen Reformen geprgten Kapitalismus durch den neoliberalen Kapitalismus fhrt gleich zu der zweiten Frage, ob ein solches Rollback in Zukunft durch den Einstieg in eine systemberwindende Groe Transformation noch mitten in einer hoffentlich erreichbaren innersystemischen progressiven Transformation verhindert werden kann, durch eine doppelte Transformation also. Fr die Suche nach Antworten auf diese Fragen ist ein Vergleich der heutigen Situation mit den Bedingungen des New Deal naheliegend.


Erstens: Der New Deal in den USA war in erster Linie die Antwort auf die verheerende Weltwirtschaftskrise 1929/32. In den Jahren 1930 bis 1933 mussten 252.000 Unternehmen ihren Konkurs anmelden. Die Profite brachen dramatisch ein. Die Unternehmerseele war im Innersten getroffen. Im Jahr 1933 waren die Wertpapierkurse auf ein Sechstel ihrer Notierung vom September 1929 abgestrzt. John Kenneth Galbraith deutete die Stimmung im Bankendistrikt von New York an: Man erzhlt sich, dass die Angestellten der Hotels in der Stadt ihre Gste fragten, ob sie ein Zimmer zum Schlafen oder zum Hinunterspringen wnschten. (Galbraith, 1963:183)
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Gegenwrtig befindet sich der Kapitalismus nicht derart existenziell am Abgrund. Die jngste Krise mit dem Hhepunkt 2008 erreichte nicht die Wucht der Weltwirtschaftskrise 1929/32. Aber sie war die tiefste seit damals; und sie signalisierte eine Gefahr, die es in der Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre noch nicht gab: die Verflechtung von Finanzkrise, Realwirtschaftskrise, Umweltkrisen, globalen Ungleichheiten mit der Folge von millionenfachen Flchtlingsstrmen, Krise der Demokratie und der Legitimationskrise des Systems zu einer explosiven Mehrfachkrise.


Der Klimawandel bedroht die menschliche Zivilisation weit mehr als damals die wirtschaftliche Krise. Die fortschreitende skandalse Vertiefung der Kluft zwischen Reich und Arm macht knftige groe Finanz- und Wirtschaftskrisen sehr wahrscheinlich (Piketty, 2014). Denn die anschwellenden Billionenvermgen finden bedingt durch diese Kluft keine ausreichenden Mglichkeiten der Kapitalanlage, die den Profitansprchen des Grokapitals entsprchen. Abermals wachsen spekulative Finanztransaktionen und deuten auf knftige tiefe Einbrche hin. Die Machteliten werden sich erneut gezwungen sehen, Antworten auf groe Krisen zu suchen. Das birgt fr die gesellschaftliche Linke eine erstrangige Herausforderung. In der jngsten Mehrfachkrise war sie nicht darauf vorbereitet, die Konfliktsituation fr eine Verschiebung der Krfteverhltnisse nach links zu nutzen. Die Wahrscheinlichkeit einer neuerlichen Groen Krise bedeutet fr die Linke Doppeltes: in normalen Zeiten jede Chance fr machbare Reformschritte auszuschpfen und dadurch ihre Verankerung in der Bevlkerung zu vertiefen, aber sich zugleich darauf vorzubereiten, beim nchsten groen Crash gesellschaftsverndernd fr einen Richtungswechsel zu mobilisieren.


Zweitens: Die Weltwirtschaftskrise 1929/32 fhrte zu militanten Kmpfen groer Teile der noch beschftigten Lohnarbeiter, zu mchtigen Streiks und Werksbesetzungen, zu wtender Forderung von Millionen Arbeitslosen nach sozialer Verantwortung des Staates, die auch von den Farmern erhoben wurde. Viele Intellektuelle ffneten sich fr links orientiertes Denken  auch unter dem Eindruck des Wirtschaftsaufschwungs in der Sowjetunion als Gegenpol zur Krise im Westen. Die Wirtschaftskrise wurde zur politischen Krise.


Es war die Kombination der tiefen Wirtschaftskrise mit der Rebellion der arbeitenden Klassen, die den Block der konomischen und politischen Machteliten spaltete. Der Reformflgel unter Fhrung von Franklin D. Roosevelt setzte in einer furiosen Folge von Gesetzesakten staatliche Beschftigungsprogramme, die Einfhrung von Arbeitslosen- und Rentenversicherung, Gewerkschaftsrechte, Regelungen zur Bankenkontrolle gegen Finanzspekulationen, hhere Steuern fr Groverdiener, Planprojekte wie die Revitalisierung und staatliche Elektrifizierung des Tennessee-Tales und gro angelegte Kulturprojekte durch, die Tausenden Schriftstellern, Dokumentaristen, Theaterschaffenden, bildenden Knstler*innen, Musiker*innen und Architekt*innen Arbeit an einer moralisch-kulturellen Erneuerung des Landes bot. Kapitalintensive Grounternehmen, die von hheren Lhnen und Sozialabgaben keine ernsthafte Behinderung ihrer Geschfte frchteten, Unternehmen im Handel und in der Konsumgterindustrie, die in der Stabilisierung der Masseneinkommen ihre Chance sahen, und strategisch denkende Teile der Machteliten, die auf diese Weise eine revolutionre Entwicklung abwenden wollten, wurden zu Untersttzern des New Deal. Dazu gehrten beispielsweise das Rockefeller-Imperium, General Electric, IBM, ITT, Bendix, Remmington Rand, das Warenhaus Macys, Sears Roebuck, das grte US-Versandhaus Strauss-Wood und American Tobacco.


Jeder einzelne Reformschritt musste gegen heftigsten Widerstand der konservativen Machtfraktion durchgesetzt werden. Diese mobilisierte Polizei und Nationalgarde zu blutigen Einstzen gegen Streikende, WerksbesetzerInnen und DemonstrantInnen. Zu ihr gehrten unter anderem die Morgan-Gruppe, der weltweit grte Stahlkonzern United States Steel Corp., der Chemiegigant DuPont, United Rubber, der Vanderbilt-Clan, Henry Ford und der Zeitungszar William Hearst mit seiner Medienmacht.


Nur vermittelt durch den Druck der Rebellierenden von unten konnte der progressive Flgel der Machteliten sich gegen deren rckwrts gerichtete Teile durchsetzen und die Fhrung in der innersystemischen Transformation bernehmen. Das ist die entscheidende Lehre des New Deal fr die Linke heute.


Kein Transformationspotenzial in den Machteliten heute? Der Blochsche Vor-Schein


Gegenwrtig bricht zwar eine Vielzahl von Konflikten im neoliberalen Machtblock auf, aber dies verdichtet sich zurzeit nicht zu einer Spaltung zwischen progressiven postneoliberalen Krften und dem konservativ-reaktionren Flgel. Nirgendwo zeichnet sich ein mit den brgerlichen New Dealern vergleichbares Aufbruchspotenzial ab. Doch der Linken ist abgefordert, auch in dieser Situation dem Denkmuster Ernst Blochs folgend im Noch-Nicht den Vor-Schein des knftig Mglichen zu erfassen. Kein Ding liee sich wunschgem umarbeiten, wenn die Welt geschlossen, voll fixer, gar vollendeter Tatsachen wre. Statt ihrer gibt es lediglich Prozesse. Das Wirkliche ist der Prozess; dieser ist die weit verzweigte Vermittlung zwischen Gegenwart, unerledigter Vergangenheit und vor allem mglicher Zukunft. Ja, alles Wirkliche geht an seiner prozessualen Front ber ins Mgliche. (Bloch, 1985: 225)


Immerhin  von der unberechenbaren, auf militrisches Drohpotenzial pochenden, rassistischen und populistischen Politik Prsident Trumps, von den Risiken autoritrer, diktatorischer und nationalistischer Politik wie in Polen, der Trkei und Ungarn setzen sich andere europische Regierungen ab. Der von Trump deklarierte Ausstieg aus dem Pariser Klimaabkommen trifft auf den Widerspruch der Mehrheit von Regierungen  allerdings reichen die Pariser Festlegungen vom Dezember 2015 nicht annhernd aus, um die Erderwrmung in diesem Jahrhundert unter 2 C zu halten. In der deutschen Energiewende - obwohl nur halbherzig und gebremst betrieben  rumort ein Bewusstsein auch in den Machteliten fr die Dringlichkeit einer Abkehr von verantwortungslosem Umgang mit der Natur.


Als EU-Kommission, EZB, IWF und die Regierungen der EU-Staaten mit der Bundesregierung an der Spitze den Versuch des griechischen Volkes, mit Neoliberalismus und Austerittspolitik zu brechen, erpresserisch abwrgten, mahnten besonnene Stimmen aus dem Machtblock an, Griechenland nicht vollends ins Chaos zu treiben. Spter folgten die Regierungschefs Frankreichs, Italiens und anderer sdeuropischer EU-Lnder der Einladung von Alexis Tsipras, sich gemeinsam fr eine Lockerung der ruinsen Sparpolitik in der Europische Union auszusprechen.


In der kurzen Phase der Merkelschen Willkommenspolitik im Umgang mit dem internationalen Flchtlingsproblem blitzte das Moment humanistischer Verantwortung auf, das in einer knftigen progressiven Transformation ein Leitmuster werden knnte.


Jedoch aus freien Stcken werden solche Momente des Vor-Scheins knftig mglicher progressiver Wirklichkeit nicht Dominanz in der herrschenden Politik erlangen. Progressive Differenzierungen in den Machteliten selbst werden sich aber auch nicht erst durch einen bergang zum Sozialismus erledigen. Es wird keine unmittelbare Transformation vom neoliberalen Kapitalismus zu einer sozialistischen Gesellschaft geben. Zu gro ist die Macht der Mchtigen, zu tief verankert und zhlebig brgerliche Verhaltensweisen, zu gro und komplex vor allem die Flle der ungelsten Probleme, zu gefhrlich, mit der Abwendung globaler Gefahren erst auf den Sozialismus zu warten. Also wird in einem langen postneoliberalen progressiven Transformationsprozess im glcklichen Falle die gesellschaftliche Linke in breiten Bndnissen richtungsndernden politischen Einfluss gewinnen knnen; aber ohne die Entscheidung groer Teile der Machteliten wird es wohl keine Abkehr vom neoliberalen Kapitalismus geben.


Bedingungen fr Spaltungen im herrschenden Block


Erstens und vor allem: Die plurale Linke muss heraus aus der Defensive, muss ihre Segmentierungen weitgehend berbrcken und zu einer Einheit in der Vielfalt finden. Sie muss die konomischen Interessen der lohnabhngigen Klassen und Schichten in einer differenzierten Klassenpolitik mit der Vielfalt kologischer, feministischer, antirassistischer und kultureller Bewegungen zusammenfhren. In einem Unten-Mitte-Bndnis knnte ein Dritter Pol aller demokratischen solidarischen Krfte Profil gewinnen und den flexiblen Fraktionen der Machteliten weitreichende Zugestndnisse bis zu partieller antineoliberaler Kooperation abringen. Wahrscheinlich ist allerdings, dass im Unterschied zur Hegemonie von Teilen des herrschenden Blocks beim bergang zum New Deal in Zukunft linken Regierungen die Initiative fr eine progressive Transformation zukommen wird (Brie, 2017).


Dreierlei ist dafr erforderlich. 1.) Linke Aktivist*innen mssen untersttzend und organisierend berall dort prsent sein, wo sich Brgerinnen und Brger in Projekten und Initiativen selbst zur Verbesserung ihrer Lebenswelt ermchtigen. 2.) Die Flle solcher einzelner Aktionen bedarf der solidarischen Vernetzung zu einem groen Strom der Vernderung, wie die Erfahrungen von Syriza und Podemos gezeigt haben. 3.) Eine moderne linke Erzhlung von den Konturen einer Gesellschaftsalternative und den mglichen Wegen dahin, die die vielen einzelnen Erzhlungen, Hoffnungen und Wnsche der Individuen und kollektiven Akteure aufnimmt und zu wenigen zndenden Leitgedanken zusammenfhrt, kann dabei groe Bedeutung gewinnen. Ihre moralische Autoritt, Argumentations-und Anziehungskraft knnte die Lsung beweglicher Teile der Machteliten vom Neoliberalismus und vom Rechtspopulismus begnstigen.


Wenn zu erwartende knftige groe Krisen auf dem Hintergrund solcher Verschiebung der gesellschaftlichen Krfteverhltnisse nach links ausbrechen, knnten die Chancen der Linken wachsen, Differenzen und Spaltungen innerhalb des herrschenden Blocks fr progressive Transformationsprozesse zu nutzen. Dies wird umso mehr mglich sein, als die Herrschenden unter zunehmenden Handlungsdruck durch die globale Gefhrdungen der Existenzgrundlagen groer Teile der Menschheit geraten. Drei Grogefahren vor allem bedrohen die Zivilisation, die inzwischen zu den Bedingungen des modernen Kapitalismus gehrt und deren Gefhrdung dazu tendiert, die Machteliten auseinander zu treiben.


Armut: Sogar im Global Risks Report fr das Jahrestreffen von Spitzenpolitiker*innen, Topmanager*innen und Superreichen 2017 in Davos wird die wachsende Kluft zwischen Reichtum und Armut als eines der schwierigsten Risiken bezeichnet. Armut ist in weiten Erdregionen zum Nhrboden fr Gewalt, Kriege, Umweltzerstrung und Terrorismus geworden. Sie trgt zur Unkontrollierbarkeit von ber 40 failing states bei und knnte explosive Wirkung auf die soziale Mobilitt  gemeint sind Flchtlingsstrme  entwickeln.


Umweltzerstrung: Globale Umweltkrisen haben auch fr die Herrschenden gefhrliche Wirkung. Die Kosten einer Umkehr  soweit knftig berhaupt noch mglich  knnten nach Jorgen Randers Berechnungen auf jhrlich 10 Prozent des globalen Bruttoinlandsprodukts, nach dem Stern-Report auf 20 Prozent ansteigen und damit den Handlungsspielraum der Herrschenden gravierend verringern (Randers, 2012; Stern, 2006). Die Wechselwirkung von Armut und Umweltkatastrophen lst unter anderem Migrationsstrme aus, die in Europa Anlass zu zwischenstaatlichen Konflikten sind und von rechtspopulistischen und nationalistischen Krften zur Destabilisierung der Ziellnder missbraucht werden.


Kriege: Der Vietnamkrieg rief seinerzeit eine mchtige teils antikapitalistische Friedensbewegung auf den Plan. Der Irakkrieg trug erheblich zur Abwahl Republikaner bei. Ein Atomkrieg wrde mit der menschlichen Zivilisation auf die Grundlagen kapitalistischer Herrschaft vernichten. Die destruktiven Folgen von Kriegen knnten unter der Voraussetzung erheblicher Strkung von Gegenkrften auch Teile der Machteliten zur Rckkehr zu Rstungskontroll- und Abrstungsschritten veranlassen - wie in den USA Mitte der 1980er bis in die 1990er Jahre.


Der New Deal wurde einst im Kontext der Geburt eines neuen Zeitgeistes vorangetrieben, im Rahmen einer Erzhlung von der Neugeburt Amerikas, von seiner moralischen Erneuerung und von kollektiver Verantwortung fr die Zukunft jenseits der Gewissenlosigkeit der Herrschenden (Wallace, 1934: 274; Flanagan, 1940: 367; Nate, 2003: 56; 108). Angesichts der gegenwrtigen Mobilisierung von Egoismus, Rcksichtslosigkeit, Aggressivitt, Fremdenhass und Menschenverachtung durch Neoliberale und Rechtsextreme fllt der Linken zu, weit mehr als bisher ihr ureigenes Potenzial fr eine moralische Erneuerung der Gesellschaft, fr solidarisches Verhalten, Empathie, Verantwortung, Toleranz und Mitmenschlichkeit auszuschpfen, fr einen Aufstand des Menschen im Menschen (Becher, 1983), dem sich auch Teile der Machteliten nicht entziehen knnen.





Prof. Dr. Dieter Klein, ist konom Vorstandsmitglieder der Rosa-Luxemburg-Stiftung.
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Welcher Populismus?

Herausforderungen an die Linke

Chantal Mouffe


Wir erleben in Europa gerade einen populistischen Moment. Er stellt einen Wendepunkt fr die Demokratien dar, deren Zukunft von der Antwort auf diese Herausforderung abhngt. Um sich dieser Aufgabe zu stellen, ist es notwendig die vereinfachende Vorstellung von Populismus als reiner Demagogie zu verwerfen und eine analytische Position einzunehmen. Ich schlage vor, sich dabei an Ernesto Laclau zu orientieren, der Populismus als eine Konstruktion des Politischen beschrieben hat, welche mittels Grenzziehung die Gesellschaft in zwei Lager teilt und auf der Mobilisierung des Volks gegen das Establishment beruht.


Es ist notwendig zu betonen, dass das Volk und das Establishment keine essentialistischen Kategorien sind. Sie werden immer diskursiv hergestellt und knnen unterschiedliche Formen einnehmen. Gerade deshalb ist es wichtig unterschiedliche Formen des Populismus zu unterscheiden.


Von diesem Standpunkt aus sollten die jngeren populistischen Politikformen in Europa als Reaktion auf die postdemokratische Phase liberaler demokratischer Politik verstanden werden. Postdemokratie ist das Ergebnis verschiedener Erscheinung, welche die Ausbung von Demokratie in den vergangenen Jahren prgten. Das erste Phnomen, das ich postpolitisch nennen wrde, ist das Verschwimmen der politischen Grenzen zwischen links und rechts. Es resultiert aus dem Konsens ber die Alternativlosigkeit neoliberaler Globalisierung, der sich zwischen den Mitte-rechts und den Mitte-links-Parteien herausgebildet hat. Unter dem Imperativ der Modernisierung akzeptieren sie das Diktat des globalisierten Finanzkapitalismus und die Beschrnkungen, die dieser staatlicher Politik auferlegt. Die Bedeutung des Parlaments und der Institutionen, die BrgerInnen Einfluss auf politische Entscheidungen erlauben, wird somit radikal reduziert. Die Vorstellung vom Volk als Souvern, die einst zentral fr die Vorstellung von Demokratie war, wurde aufgegeben. Wenn heute ber Demokratie gesprochen wird, meint dies nur noch die Existenz von Wahlen und die Verteidigung von Menschenrechten.


Diese Vernderungen auf der politischen Ebene fanden im Kontext einer neuen neoliberalen Hegemonieformation statt, die durch eine Regulationsweise des Kapitalismus bestimmt ist, in der dem Finanzkapital eine zentrale Rolle zukommt. In der Konsequenz hat es einen exponentiellen Anstieg der Ungleichheit gegeben, der nicht nur die ArbeiterInnenklasse betroffen hat, sondern auch fr die Mittelklasse zu einem Prozess der Prekarisierung und Pauperisierung fhrte. Man kann daher mit allem Recht von einer Oligarchisierung unserer Gesellschaften sprechen.


Unter diesen Bedingungen einer sozialen und politischen Krise sind eine Reihe von unterschiedlichen populistischen Bewegungen entstanden, die sich gegen Postpolitik und Postdemokratie aussprechen. Sie behaupten dem Volk die Stimme zurck zu geben, die ihnen von den Eliten genommen worden sei. Unabhngig von den problematischen Formen, die einige dieser Bewegungen angenommen haben, ist es wichtig anzuerkennen, dass viele von ihnen legitime demokratische Bestrebungen ausdrcken. In verschiedenen europischen Lndern wurden diese Bestrebungen einer Resouvernisierung von rechten populistischen Parteien gekapert. Ihr rassistischer Diskurs, der MigrantInnen ausschliet, konstruiert das Volk dessen Stimme nach Demokratie ruft als reine Interessenverteidigung eines ethnisch gedachten Nationalvolks.


Das Fehlen eines Narrativs, das ein anderes Vokabular fr den Widerstand gegen die gegenwrtigen postdemokratischen Umstnde bereitstellt, erklrt das Echo des rechten Populismus in vielen gesellschaftlichen Bereichen.
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	We, the people oder Wir sind das Volk?
	the people May F (CC BY 2.0)


Statt die Anrufung des Volks abzuqualifizieren, muss diese progressiv reformuliert werden, in dem als Gegner die neoliberalen Machtkonfigurationen bestimmt werden. Es ist hchste Zeit zu verstehen, dass im Kampf gegen den Rechtspopulismus moralische Verdammung und Dmonisierung von deren Anhngern wirkungslos bleibt. Diese Strategie ist kontraproduktiv, da sie die Anti-Establishment-Reflexe breiter Bevlkerungsschichten noch befeuert.


Den Themen, die auf die Tagesordnung gebracht werden, muss man sich stellen, in dem man eine andere Antwort gibt und zwar eine, die die Leidenschaften fr Gleichheit und soziale Gerechtigkeit mobilisiert. Die einzige Mglichkeit die Entstehung rechtspopulistischer Parteien zu verhindern und den bereits existierenden entgegen zu treffen, ist die Konstruktion einer anderen Vorstellung des Volks. Es bedarf einer linken populistischen Bewegung, die fr die Vielfalt der demokratischen Ansprche unserer Gesellschaften offen ist und darauf zielte diese in progressivem Handeln zu verwirklichen.


Um dieser Herausforderung, den der populistische Moment fr die Demokratie darstellt, gerecht zu werden, bedarf es der Entwicklung eines linken Populismus. Seine Aufgabe ist es einen Gemeinwillen zu artikulieren, der eine Verbindung herstellt zwischen der Vielfalt sozialer Bewegung und denen, die fr eine Vertiefung der Demokratie eintreten. Ausgehend davon, dass zahllose soziale Bereiche vom finanzialisierten Kapitalismus beeintrchtigt werden, gibt es ein Potential dafr, dass dieser Gemeinwille einen transversalen Charakter annehmen und hegemonial werden kann.


Linkspopulismus hat in der europischen Linken stark an Popularitt gewonnen. In den letzten Jahren haben wir viele vielversprechende Entwicklungen feststellen knnen. In Frankreich hat La France Insoumise von Jean-Luc Melenchon bei den Prsidentschaftswahlen im Mai 2017 exzellente Ergebnisse erzielt und ist nur ein Jahr nach Grndung bereits im Parlament vertreten. Trotz lediglich 17 Abgeordneten stellt sie die Hauptoppositionskraft gegen Emanuel Macron dar.


In Grobritannien hat Labour unter Jeremy Corbyn mit Blairs Agenda gebrochen und dank der aktivistischen Bewegung Momentum im Juni 2017 unerwartet gute Wahlergebnisse erzielt.


In beiden Fllen hat die linkspopulistische Agenda ihnen erlaubt, Stimmen aus breiten Bevlkerungsschichten von den Rechtspopulisten von Ukip und vom Front National zurckzuerobern.


Es besteht kein Zweifel, dass im Gegensatz zu der Perspektive der Krfte, die den Status quo erhalten wollen und die den Populismus als Pervertierung der Demokratie prsentieren, der Linkspopulismus im heutigen Europa die angemessene Form zur Wiedergewinnung und Ausweitung von demokratischer Ideale darstellt.


Chantal Mouffe ist Hegemonie und Diskurstheoretikerin sowie Professorin fr Politische Theorie an der University of Westminster in London. bersetzung: Stefan Gerbing.




Die SPD-Linke nach der Wahl



Thilo Scholle


Die Sozialdemokratie hat die dritte Wahl in Folge verloren. Mit 20,5 % der abgegebenen Stimmen erzielte sie das schlechteste Wahlergebnis seit mehr als 100 Jahren. Bei der Suche nach den Ursachen ist es geboten, nicht bei einem Blick auf die Kampagne zur Bundestagswahl und die Performance der Partei in den letzten Monaten stehen zu bleiben. Die Ursachen fr diese Wahlniederlage liegen tiefer. Ntig ist auch ein Blick auf gesellschaftliche Entwicklungen und Trends mindestens der letzten 20 Jahre.


Zu beachten sind zudem die weiteren Verschiebungen im politischen Spektrum. Die AfD ist mit stolzen 12,6 % ins Parlament eingezogen. Es steht zu befrchten, dass dies den Raum des ffentlich Sagbaren deutlich nach rechts erweitern wird. Und beinahe am wichtigsten: Fast ein Viertel der Wahlberechtigten hat gar nicht gewhlt - und viele von ihnen tun dies schon seit langem nicht mehr. Eine groe Gruppe steht so am Rande der politischen und gesellschaftlichen Debatten, hat sich aus der politischen und gesellschaftlichen Willensbildung weitgehend verabschiedet. Menschen, die politische Debatten gar nicht mehr verfolgen, die fr gesellschaftliches Engagement nicht mehr erreichbar sind, und von denen ein Teil  lngst nicht alle  bei dieser Wahl die AfD gewhlt haben. Dies ist nicht nur fr das Funktionieren eines demokratischen Gemeinwesens ein groes Problem, sondern gerade auch fr die Sozialdemokratie, zeigen doch Untersuchungen, dass der Anteil der NichtwhlerInnen in sozial prekren Milieus im Vergleich zu wohlhabenden deutlich steigt.
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	Regulierung des digitalen Kapitalismus oder Revolution?
	Toban B.  (CC BY-NC 2.0)


Fr das Wahlergebnis der SPD tragen zudem weder das Wahlprogramm noch die Regierungsbilanz (oder der Spitzenkandidat) die Hauptschuld. Insbesondere im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik kann sich die Regierungsbilanz durchaus sehen lassen. Beispielsweise mit der Forderung nach der Abschaffung sachgrundloser Befristungen war auch im Regierungsprogramm progressives Potential vorhanden. Es scheint aber nach wie vor so zu sein, dass punktuell richtige Regierungspolitik rund um den Mindestlohn oder die Einfhrung der Rente mit 63 nicht ausreicht, um einmal verspieltes Vertrauen zurckzugewinnen. Zudem ist es nicht gelungen, Regierungsarbeit und die eigene weitergehende politische Agenda in ein nachvollziehbares Verhltnis zu bringen. Die Parteistruktur als inhaltlicher Motor und als Schnittstelle zu Zivilgesellschaft und politischem Umfeld fiel in den letzten Jahren weitgehend aus. Fr den allgemeinen Betrachter erschien es daher zumeist so, als ob mit einem in der Groko erzielten Kompromiss auch die sozialdemokratische Forderung erledigt war.


Ntig ist vor allem ein Blick auf die gesellschaftlichen Entwicklungen der letzten Jahre. Zu beobachten ist ein uerst disparates Bild. Whrend ein groer Teil der Bevlkerung in Umfragen weitgehende Zufriedenheit mit der eigenen Lage angibt, kmpft ein anderer Teil mit prekren Beschftigungsverhltnissen und der Angst vor dem Abstieg. Fast scheint es so, als ob momentan bei vielen vor allem der Wunsch nach dem Bewahren des Status quo im Mittelpunkt steht, und nicht der Wunsch nach weitreichenden gesellschaftlichen Vernderungen  v.a. auch aus der Angst heraus, dass es dann schlechter und nicht besser werden knnte. Schief wre es, diese Spaltung mit dem zuletzt vermehrt diskutierten Gegensatz von weltoffenen Kosmopoliten und eher auf Abschottung setzenden Protektionisten zu verbinden. Die Kombination aus kultureller Progressivitt und konomischer Marktglubigkeit ist genauso mglich wie eine Kombination aus dem Wunsch nach sozialer Sicherheit und Weltoffenheit. Hinzu kommt: Der Vertrauensverlust der Sozialdemokratie bei Teilen ihrer angestammten WhlerInnenschaft entstand in den letzten Jahren nicht, weil sie kulturell zu progressiv auftrat, sondern weil sie schlicht nicht mehr die konomischen Interessen  und damit verbunden die Ansprche auf soziale Wrde  dieser Gruppen bediente. Neue gesellschaftliche Allianzen lassen sich an einer solchen Spaltungslinie nicht bilden.


Aufgabe der Sozialdemokratie der nchsten Jahre wird vor allem sein, Allianzen und Solidaritten ber einen Bereich zu entwickeln und programmatisch zu fllen, der fr den ganz berwiegenden Teil der Menschen nach wie vor die grte Relevanz fr ihre Identitt, ihren sozialen Status in der Gesellschaft und ihre materielle Existenz besitzt: Den der Arbeitsgesellschaft. Statt sich in Debatten ber kulturelle Moderne, Heimatgefhle oder Kosmopolitismus zu verheddern, liegt hier das Potential, eine neue politische Klammer zu schaffen. Inhaltlich wird dies nicht einfach sein, da ein Bogen vom Facharbeiter aus der Automobilindustrie ber den IT-Freelancer bis zum prekr beschftigten Dienstleister zu schlagen ist. Zudem muss es darum gehen, individuelle Autonomiewnsche in der Arbeit, wie sie durch die Digitalisierung mglich werden, mit dem Wunsch nach sozialer Absicherung zu verbinden. Beispielweise mit dem Konzept der Arbeitsversicherung liegen in diese Richtung zielende Politikentwrfe seit langem vor. Was noch immer weitgehend fehlt, ist auch ein ideelles Dach fr diese Politik. Politisches Ziel ist eine Gesellschaft, in der jede/r Leben und Arbeit weitgehend nach eigenen Wnschen und Interessen gestalten kann.


Die aktuellen Debatten um die Beschaffenheit und mgliche Gestaltbarkeit eines digitalen Kapitalismus knnten Anknpfungspunkt fr einen solchen Diskussionsprozess sein.


Fr die SPD muss es in den kommenden Jahren darum gehen, um diese Fragen ein progressives gesellschaftliches Projekt zu formulieren. Die Parteilinke muss in diesem Prozess ins Zentrum der Partei gehen, und inhaltlicher Motor eines solchen Prozesses sein. Und sie darf sich vor persnlicher politischer Verantwortung nicht scheuen, vor diesem Hintergrund war die Wahl von Andrea Nahles zur Fraktionsvorsitzenden ein guter Auftakt.


Thilo Scholle ist Mitlglied der Redaktion der Zeitschrift fr sozialistische Politik und Wirtschaft (spw).




Ändere diese Welt, sie braucht es!



Katja Kipping
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Auf globaler Ebene existieren keine demokratischen Strukturen, die den Weltmarkt regulieren, vlkerrechtliche Verste verfolgen oder kologische Entwicklungen in sinnvolle Bahnen leiten knnten. Die General Assembly, die 60 Abgeordnete aus der ganzen Welt in Berlin versammelt, fllt mit ihrem Entwurf eines tatschlichen Weltparlaments diese Leerstelle. In fnf Plenarsitzungen fragen die Abgeordneten der General Assembly, wo wir als Weltgemeinschaft stehen und was zu tun ist  sozial, kologisch, technologisch, politisch. Was bedeutet politische Souvernitt im Zeitalter der Globalisierung? Wie verhalten sich die Interessen.


Wir dokumentieren den Beitrag von Katja Kipping zur General Assembly:


ndere diese Welt, sie braucht es!


Den Universalismus der Menschenrechte. Die Menschenrechte stehen allen gleichermaen zu  und das ganz unabhngig vom Geschlecht und Herkunft. Um es in aller Deutlichkeit zu sagen: das heit auch unabhngig davon, ob die Menschen einen deutschen Pass haben oder nicht.


Wenn es um diese elementaren Rechte geht, verbietet sich jede linke Unterscheidung in Kategorien wie etwa wir hier und die anderen dort.


Unveruerliche Rechte meint zugleich: Sie hngen weder von einer Mildttigkeit oder gar der Willkr eines Dritten ab. Es geht hier um einen politischen Rechtsanspruch, den sich niemand verdienen muss und der das auszeichnet, was wir sind: Menschen.


Menschheit als Schicksalsgemeinschaft


Universalismus ist mehr als eine moralische Haltung. Es geht dabei auch schlicht um die Erkenntnis, dass die Menschheit eine Schicksalsgemeinschaft ist. Lange Zeit konnte sich der Westen vor dieser Erkenntnis verstecken.


Doch die klassischen Abgrenzungen der Externalisierungsgesellschaft funktionieren nur noch bedingt, nachdem die Globalisierung die Grenzen fr Ideen, Waren und Kapital geffnet hat.


Wir leben heute in einer Welt, in der nahezu alle mit ein paar Mausklicks alles vergleichen knnen. Die Globalisierung hat unsere Welt also auch in ein Dorf verwandelt und dieses Dorf lebt unter der Vorgabe des globalen Vergleichs.


Die Ausgeschlossenen, die nie wirklich mitgezhlt wurden, sie sehen heute, was wir haben und wir sehen sie. Wir sehen nicht mehr nur ihre Bilder in unseren Wohnzimmern, nein, sie stehen vor unseren Tren.


Und die Folgen des Klimawandels werden die Fluchtursache Nr.1 der Zukunft sein.


Bercksichtigungspflicht


Insofern steht jede Politik unter einer Bercksichtigungspflicht: Jede Manahme ist daraufhin zu prfen, was diese mit den Menschen anderer Regionen, mit anderen sozialen Gruppen macht. Denn es gibt kein Auen mehr, auf das wir die Folgen unseres Handelns abwlzen knnen.


Im Bundestag hat meine Fraktion deshalb beantragt, dass es fr alle hier ansssigen Firmen eine menschenrechtliche Sorgfaltspflicht fr die gesamte Produktions- und Lieferkette gibt, die auch eingeklagt werden kann.


Darum freut es mich sehr, dass unter den Abgeordneten dieser Versammlung Vertreter*innen der Textilarbeiterinnen einer Fabrik in Pakistan sind, die niederbrannte. Es war eine Fabrik, die fr den deutschen Billigdiscounter KiK produzierte. Deswegen klagen die Opfer der globalen Textilindustrie auch hier.


ndert diese Welt, sie braucht es


Jedes Bekenntnis zur Allgemeingltigkeit von Menschenrechten verkommt schnell zu folgenloser Lyrik, also zu etwas, was den Wirkungsgrad eines Poesiealbumspruchs hat, wenn es nicht verbunden wird mit einer schonungslosen Analyse des Bestehenden.


Und diese fhrt zu der Erkenntnis, dass Menschenrechte vielen  wahrscheinlich sogar den meisten Menschen weltweit  verweigert werden.


Die Verweigerung kennt viele Erscheinungsformen. Sie geht damit einher, dass die Machtunterworfenen nur sehr selten das Wort ergreifen. Dazu gehrt, dass die Deutungshoheit von Problemen oft bei den Herrschenden liegt und gerade hierzulande von den Rechten dominiert wird.


Dabei gibt es viele Namen fr die Machtunterworfenen: bei den einen heien sie Proletariat, bei anderen Subalternen.


Milo Rau wiederum prgte im Vorfeld dieser Versammlung den Begriff der Lobbylosen, also derjenigen, die keine Lobby haben, den Dritten Stand. Ich werde als Wrdigung dieser Initiative im Folgenden den Begriff der Lobbylosen verwenden und meine damit auch jeweils die, die andere als die Vielen, die Ausgeschlossenen oder als Proletariat bezeichnen.


Denn auch wenn wir trefflich darber streiten knnten, welche Bezeichnung die passendste ist, so ist nicht zu bestreiten, dass in punkto Menschenrechte eher die Verweigerung als die Verwirklichung die globale Realitt bestimmt.


Letztlich ist dies jeweils auf Unterdrckungsverhltnisse zurckzufhren. Sei es das Unterdrckungsverhltnis Patriarchat, das konomische Unterdrckungsverhltnis Kapitalismus oder Unterdrckungsverhltnisse in Form von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wie Rassismus. Wer es ernst meint mit den Menschenrechten, kommt nicht umhin sich mit all jenen Unterdrckungsverhltnissen anzulegen.


Also gilt nach wie vor, was Bertolt Brecht die Protagonistin seines Stcks Die heilige Johanna der Schlachthfe am Ende sagen lsst:


Eines habe ich gelernt und wei es fr Euch/ Selber sterbend/ [] Wirklich hilft, und nichts gelte als ehrenhaft mehr als was/ Diese Welt endgltig ndert: sie braucht es.[bookmark: _ftnref1][1]


Reversibilitt/ Umkehrbarkeit der Machtverhltnisse


Milo Rau stellte im Vorfeld der heutigen Versammlung die Frage: Wie knnte die Vision einer Demokratisierung der Weltgemeinschaft aussehen? Vielleicht in Form eines Weltparlamentes?


Sprechen wir zuerst ber den Parlamentarismus selbst. Ich erachte ihn als einen enormen historischen Fortschritt, auch wenn ich sehr wohl um seine Begrenzungen im kapitalistischen Wirtschaftssystem wei.


Ermglicht das Wahlsystem doch, dass sich widerstreitende Gruppen, selbst diejenigen, die sich agonal gegenberstehen, in einem geordneten Verfahren bekmpfen knnen, ohne sich physisch vernichten zu mssen.


Dies klingt so banal und ist doch eher neu in der Menschheitsgeschichte. In vordemokratischen Zeiten gehrte es auch dazu, wenn ein Herrscher gestrzt wurde, dass sein natrlicher Krper und die seiner Nachkommen vernichtet wurden, um den symbolischen Platz, den sein Krper einst einnahm, freizumachen fr einen neuen Herrscher oder etwas Neues.


Es ging jeweils um eine Entkrperung des Herrschaftsplatzes. So gesehen sind die demokratischen Wahlen ein Fortschritt. Wird hier doch die Entkrperung durch Abwahlen ersetzt.


brigens stand auch die russische Oktoberrevolution vor 100 Jahren im Zeichen einer Entkrperung. Und damit ist weniger der oft verklrt dargestellte Sturm aufs Winterpalais gemeint.


In dem sich zum Zeitpunkt der Revolte kaum noch Vertreter der Zarenherrschaft, sondern eher verunsicherte Telefonistinnen aufhielten. In John Reeds Reportage Ten Days ist das alles eindrucksvoll nachzulesen.


So notwendig das Ende des Zarismus war, so wenig soll verschwiegen werden, dass zu dieser Revolution auch die krperliche Vernichtung der Zarenfamilie gehrte  inklusive der kleinen Kinder. Insofern verbietet sich aus humanistischer Sicht eine Idealisierung dieses Ereignisses.


Zur Dialektik der Geschichte gehrt selbstverstndlich, dass das Recht auf freie Wahlen wahrscheinlich ohne blutige Kmpfe nicht erstreitbar gewesen wre.


Und mit dieser Herleitung bin ich bei dem, worum es bei der Demokratisierung der Weltgesellschaft gehen sollte: die Reversibilitt, also Umkehrbarkeit von Herrschaftsverhltnissen, ohne die physische Vernichtung anstreben zu mssen. Es geht um das Wechselspiel von Macht und Gegenmacht.


Weltparlament auf Dauer gestellt?


Entscheidend ist: Welche Mechanismen untersttzen die Umkehrbarkeit von Machtverhltnissen? Ja, das kann auch in Form einer parlamentarischen Versammlung stattfinden. Die heutige Versammlung ist schlielich ein Anlass, um ber die Interessen der Lobbylosen zu sprechen. Wenn es um das auf Dauer stellen geht, tauchen jedoch Fragen auf:


Wer entscheidet, wer alles an solch einer Versammlung teilnimmt? Sollten wir ansetzen bei der UN-Vollversammlung und diese dadurch ergnzen, dass nicht nur Regierungen der Lnder dort vertreten sind, sondern auch Vertreter*innen der Opposition? Wie organisieren wir das fr Lnder, in denen die Opposition ins Gefngnis geworfen wird?


Ihr merkt, ich habe noch Fragezeichen, ob die Forderung nach einem auf Dauer gestellten Weltparlament das geeignetste Mittel zur Organisierung der Lobbylosen ist.


Welches Mittel jeweils zu welchem Zeitpunkt das Geeignetste ist, wird nicht am Tisch entschieden, sondern in den gesellschaftlichen Konflikten selbst. Jeder Schritt sollte daran gemessen werden, ob er die Umkehrbarkeit der Machtverhltnisse, die berwindung der Unterdrckungsverhltnisse erleichtert oder erschwert.


Kampf um Globale soziale Rechte


Diese Umkehrung kann ihren Ausdruck auch darin finden, dass in der WTO, der Welthandelsorganisation, sich die Entwicklungs- und Schwellenlnder zusammenschlieen  endlich, endlich  und sich gegen die Freihandelsdiktate der Industrienationen zur Wehr setzen.


Womglich dient es der Umkehrung der Machtverhltnisse, wenn wir uns hineinbegeben in die Kmpfe um Globale Soziale Rechte. Und das jeweils in Kmpfen sehr konkret machen. 


Das Recht auf Nahrungssouvernitt heit zum Beispiel auch das Recht auf Zugang zu sauberem Wasser und muss gegen alle Privatisierungsbestrebungen verteidigt werden.


Am konsequentesten wird das Recht auf Nahrungssouvernitt brigens durch ein Grundeinkommen umgesetzt.


Der Einsatz fr Globale Soziale Rechte beinhaltet auch den Kampf gegen Landraub, eher bekannt als Landgrabbing.


Auch hier in Deutschland knnten wir etwas gegen Landgrabbing tun. Ich habe nicht nur in meinem Buch Wer flchtet schon freiwillig von der Bundesregierung gefordert, dass sie die Beteiligung aller deutschen Firmen und Banken an Landraub unter Verbot stellt. Und sollte sich eine Bank mit Sitz in Deutschland nicht an dieses Verbot halten, so sollte ihr hierzulande die Lizenz entzogen werden.


Die Beispiele lieen sich fortsetzen:


Die Kmpfe mgen jeweils lokal andere Ausdruckformen und Anlsse haben, aber sie eint ein Ziel: alle Menschen haben qua Geburt unveruerliche Rechte. Globale Soziale Rechte.


Diese gilt es durchzusetzen und zur Wirkung zu bringen. Jetzt. Morgen. Immer. 


Denn wir wissen: Gerechtigkeit heute kann im Zeitalter der weltweiten Abhngigkeit nur als globale Gerechtigkeit gedacht und erkmpft werden.


Das macht kein nationales Parlament und keine kommunale Initiative berflssig, aber es bestimmt den Horizont eines linken Universalismus. Denn nach wie vor gilt:


ndere diese Welt, sie braucht es!


[bookmark: _ftn1][1] Bertolt Brecht: Die heilige Johanna der Schlachthfe edition suhrkamp 1. Auflage 1962 S. 142




Kein Kitsch.

Zur Gründung des Studierendenverbandes

Publius und Tiberius


Organisationen, Staaten oder Vereine stricken sich zumeist im Nachhinein eine Grndungsgeschichte. Die Grndungsgeschichte bernimmt eine wichtige Funktion: Sie stiftet Zusammenhalt und ermglicht Konflikte darum, was eigentlich die geteilten Grundlagen der Zusammenarbeit sind. Doch die Grndungsgeschichte zeichnet ihr Bild aus der Perspektive der Heutigen und so wird es oft ein eigentmlich verkitschtes Bild. Hier schlgt die Stunde der starken Mnner, der Grnder, der in den Geschichtsverlauf eintretenden Massen, der Feierlichkeiten und Gesnge, der Fahnen und Hymnen. Doch all das ist immer nur die eine Seite der Umbrche: Die Pariser Barrikadenkmpfen 1789 sind eben nur die eine Seite, die handfesten Interessen einer aufstrebenden Bourgeoisie und die Unfhigkeit der herrschenden Klasse die Staatsgeschfte in Ordnung zu bringen die andere. Die rtedemokratische Beteiligungskultur der russischen Revolution 1917 ist nur die eine Seite, auf der anderen steht das politische Handeln linker Funktionseliten, die sich in einem bestimmten Moment dafr entscheiden, die Staatsmacht zu ergreifen. Man knnte hier eine ganze Reihe von anderen Beispielen aus der Geschichte der Umbrche und Revolutionen, der Um- und Neugrndung linker Bewegungen anfhren.
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	Das kam nach dem 18. Brumaire: Bonaparte vor dem Rat der Fnfhundert am 19. Brumaire.
	

Karl Marx hatte sich jedenfalls schon frh, in seiner Schrift zum Scheitern der demokratischen Revolution 1848 in Frankreich, Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte - vom Grndungskitsch und vom Heroismus distanziert: Die Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie nicht aus freien Stcken, nicht unter selbstgewhlten, sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und berlieferten Umstnden. Die Tradition aller toten Geschlechter lastet wie ein Alp auf dem Gehirne der Lebenden. Und wenn sie eben damit beschftigt scheinen, sich und die Dinge umzuwlzen, noch nicht Dagewesenes zu schaffen, gerade in solchen Epochen revolutionrer Krise beschwren sie ngstlich die Geister der Vergangenheit zu ihrem Dienste herauf, entlehnen ihnen Namen, Schlachtparole, Kostm, um in dieser altehrwrdigen Verkleidung und mit dieser erborgten Sprache die neuen Weltgeschichtsszene aufzufhren.[bookmark: _ftnref1][1]


Neugrndungen erwachsen also nicht nur aus Eifer und Enthusiasmus, aus besonders groen Namen oder nur schrillen Schlachtparolen, sondern sie antworten auf bestehende Strukturkrisen. Es kommt dabei durchaus auch (aber nicht ausschlielich) auf das Handeln von Einzelnen oder sozialen Gruppen an. Sie nutzen meist flchtige, gnstige Gelegenheiten und bringen Ergebnisse hervor, die sich den ursprnglichen Interessen der jeweiligen Grnder verselbststndigen. Neugrndungen sind mit Gewalt verbunden. Sie verdrngen das, was schon da ist, und mssen durchgekmpft werden. Sie fressen ihre Kinder, sie richten die Grndergeneration zu Grunde oder transformieren sie von enthusiastischen Grndern zu nchternen Verwaltern des Neuen. Auf die Grndung folgt die Konterrevolution und die Revolution muss mhsam und kleinteilig gegen ihre Gegner verteidigt werden.


All das gilt auch im Falle der Neugrndung des Studierendenverbandes Die LINKE.SDS, die im Jahre 2007 stattfand. Soweit wir sehen knnen, hat sich erst ber die Jahre eine langsame Stabilisierung der Organisation und eine Verankerung in ihrem Handlungsfeld  der Hochschule  ergeben. Vielleicht kann man (aber das werden die heutigen Aktiven des Verbandes besser einschtzen knnen) von einem Lern- und Stabilisierungsprozess ausgehen.


Im Folgenden wollen wir  auch aus eigenem Erleben  nachzeichnen, welche Faktoren und Strukturbedingungen in die Grndung des Verbandes gemndet und welche Herausforderungen sich uns damals gestellt haben. Wir wollen damit zumindest einen Teil dessen nachliefern, das im heutigen Bild unterzugehen droht und folgen darin Walter Benjamin, wenn er sagt: Der Chronist, welcher die Ereignisse hererzhlt, ohne groe und kleine zu unterscheiden, trgt damit der Wahrheit Rechnung, da nichts was sich jemals ereignet hat, fr die Geschichte verloren zu geben ist. Freilich fllt erst der erlsten Menschheit ihre Vergangenheit vollauf zu.[bookmark: _ftnref2][2] Im ersten Teil gehen wir daher auf Vorbedingungen fr die Grndung des Verbandes ein (I.). Im zweiten Teil zeigen wir auf, welche politischen Konflikte und Probleme des Organisationsaufbaus sich in den ersten Monaten und Jahren stellten (II und III.). Abschlieend schlagen wir eine verallgemeinerte Hypothese vor, wie die Entwicklung des Verbandes erklrbar werden kann (IV.).


I. Vorbedingungen der Grndung


Die Grndung des Verbandes resultierte aus einem Um- und Neugruppierungsprozess der gesellschaftlichen Linken in der BRD. Es sammelten sich hier nicht linke Student_innen aus freien Stcken, um nun endlich denjenigen Studierendenverband zu grnden, den sie schon immer wollten; vielmehr brachte die Perspektive auf eine gemeinsame Linkspartei, die seit den Protesten gegen die Hartz-Reformen ressierte, Studierende und politische Funktionseliten im Projekt eines gemeinsamen Studierendenverbandes zusammen. So umriss das Einleitungspapier zum Grndungskongress des Studierendenverbandes auch die unterschiedlichen Quellen des Verbandes:


Dabei speist sich die Dynamik dieses Prozesses aus unterschiedlichen politischen Quellen und Traditionslinien:


- Zum einen aus den bestehenden Hochschulgruppen der Linkspartei.PDS in Ost und West.


- Zweitens aus den neu gegrndeten Hochschulgruppen der WASG, in die sich insbesondere viele Aktive aus der Campus-Vernetzung des globalisierungskritischen Netzwerks attac eingeschaltet haben.


- Drittens aus Hochschulgruppen und Einzelpersonen vom linken Flgel der Juso-Hochschulgruppen,


- viertens aus Studierenden aus dem Spektrum des einheitsorientierten und modernen Trotzkismus,


- fnftens aus weiten Teilen des Bndnis linker und radikaldemokratischer Hochschulgruppen, das lange Zeit dem parteiunabhngigen Jugendverband JungdemokratInnen/Junge Linke nahe stand und der undogmatischen Linken zuzurechnen ist.


- Sechstens aus vielen neu hinzugewonnen Mitgliedern, die ber das Engagement in den Hochschulgruppen vor Ort linker Politik an den Universitten wieder zu mehr Relevanz verhelfen wollen.[bookmark: _ftnref3][3]


Dazu sind einige Worte mehr zu verlieren.


1. Im Umfeld des Bndnis linker und radikaldemokratischer Hochschulgruppen (LiRa) sammelten sich seit den Studenten- und Bildungsstreiks 1998 politische Hochschulgruppen der unabhngigen Linken. Zumeist standen sie dem parteiunabhngigen Jugendverband JungdemokratInnen/Junge Linke nahe. Genauso waren aber auch unabhngige und lokale Fachschaftslisten Teil des Bndnisses. Fr LiRa stellte sich seit den frhen 2000er Jahren die Frage eines organisationspolitischen Ausbaus und einer Stabilisierung, die das Bndnis allerdings aus sich heraus nicht generieren konnte (hnliches galt im brigen auch fr die JD/JL als Ganze). Zwar versuchte man sich ber das Engagement im Freien Zusammenschluss der Studierendenschaften (fzs) und hochschulpolitischen Bndnissen wie dem Aktionsbndnis gegen Studiengebhren (ABS) oder dem Bndnis fr Politik- und Meinungsfreiheit eigene Handlungsfelder zu erschlieen, doch die jeweiligen Mitgliedsgruppen wurden in vielen Fllen ber die Jahre ausgezehrt. Die politische Entwicklung, insbesondere die Rechtsentwicklung von SPD und Grnen mitsamt ihrer Jugend- und Studierendenorganisationen, hatten auch einen weiten Raum auf der gesellschaftspolitischen Linken erffnet, der neue politische Handlungsperspektiven fr Organisationen links von Rot-Grn hervorbrachte. So ergab sich schon seit den 2002er bis 2005er Jahren ein  zunchst unabhngig von der Grndung der WASG  erfolgende Diskussion um eine politische Neuorientierung, der Bndnisbildung mit anderen Verbnden und Gruppierungen etc. Dies war nicht unumstritten. Denn jeder Versuch der Zusammenarbeit verletzte gleichzeitig normative Prinzipien und politische Orientierungen, die den Handelnden wichtig waren: Sowohl die Orientierung an einer eher undogmatischen Programmatik als auch die Unabhngigkeit von Parteien oder anderen Groorganisationen. Versuche der ffnung und Zusammenarbeit mit anderen linken Organisationen, insbesondere aus dem Umfeld der damaligen PDS, scheiterten zunchst. Auf der Bundesdelegiertenkonferenz der JD/JL in Bochum 2005 unterlag ein diesbezglicher Antrag zur ffnung und Zusammenarbeit knapp.[bookmark: _ftnref4][4]


2. An den Hochschulen war seit den Gipfel- und Globalisierungsprotesten 1999 in Seattle eine breite globalisierungskritische Bewegung und insbesondere das Netzwerk attac entstanden. Die Hochschulen wurden noch vor 2005 zu Orten der Mobilisierung und Diskussion um eine andere Globalisierung. Hier brachten sich sowohl neue, undogmatische linke Studentengruppen ein als auch das Netzwerk Linksruck, das,  wiederum mit knapper Entscheidung  zu Beginn der 2000er Jahre entschied, seinen Handlungsschwerpunkt in das Netzwerk attac zu verlegen. Dort kam es zur Grndung des Netzwerkes attac-Campus, das wiederum eine Reihe von Hochschulgruppen vereinte.


3. Aber die Gelegenheitsstruktur fr die Grndung des Studierendenverbandes entstand erst aus der Agenda-Politik der rot-grnen Bundesregierung 2004 und 2005. Sie fhrte zur Abspaltung weiter Teile der Sozialdemokratie von der SPD. Darunter auch Teile der Juso-Hochschulgruppen. So gab es beispielsweise innerhalb der Klner Sozialdemokratie eine grere Absetzbewegung von der SPD hin zur WASG bzw. Linkspartei. Begrndet wurde dieser Schritt insbesondere damit, das einerseits schon lnger eine positive Bezugnahme auf die SPD nicht mehr mglich war und auch mittel- und langfristig entsprechende positive Verschiebungen nicht zu erwarten sind, anderseits aber nun mit der neuen Linkspartei ein alternativer organisationspolitischer Rahmen zur Verfgung stand:


Mit diesem Text sollen Grnde fr einen Wechsel der Mitglieder unserer Strmung von der SPD in die sich bald konstituierende Linkspartei prsentiert werden. Die Grnde, die fr diesen Schritt sprechen, beziehen sich nicht nur auf kurzfristige Entwicklungen der Gesellschaft und der Parteienlandschaft, sondern nehmen auch lngerfristige Tendenzen ins Visier. Eine solche Herangehensweise macht allein schon deshalb Sinn, weil sich auch das bisherige Engagement der meisten Mitglieder unserer Strmung innerhalb der SPD nicht durch eine positive Bezugnahme auf das aktuelle Erscheinungsbild der SPD, sondern durch lngerfristige Erwgungen begrndet hat.


Dabei sollen zur Untermauerung des Pldoyers fr einen Wechsel nicht nur Grnde genannt werden, die fr die Linkspartei sprechen, sondern soll auch antithetisch gezeigt werden, dass die bislang angefhrten Grnde fr ein Verbleiben in der SPD nicht oder nicht mehr ausreichende Geltung besitzen.[bookmark: _ftnref5][5]


hnlich uerte sich daher auch ein groer Teil der (ehemaligen) Klner Juos-Hochschulgruppe, die traditionell dem linken Flgel der Klner SPD nahe stand. Wichtig fr diese Strmungen war gleichermaen ein Profil weit links der neuen Sozialdemokratie, aber auch eine Orientierung auf die organisationspolitischen Mglichkeiten von Parteien.


So hielten die Klner Thesen zum Hochschulgruppenverband gleich als erste These fest:


Eine Hochschulvertretung braucht klare Strukturen, d.h. ein Statut oder eine Satzung, und muss in den Gremien der Partei und der Jugendorganisation der Partei verankert sein. Der zentrale Unterschied zu anderen linken Gruppen ist die Orientierung dieser Hochschulgruppen auf die neue Linkspartei.[bookmark: _ftnref6][6] 


Die Perspektive einer gemeinsamen Linkspartei, die es vermochte, bei den anstehenden Bundestagswahlen die 5%-Hrde zu berschreiten und in Ost wie West gleichermaen prsent zu sein, erfasste also auch den im weitesten Sinne jugendpolitischen Bereich. So vereinigten sich Jugend- und StudierendenvertreterInnen unter den Aufruf Es kommt die Zeit..., der Druck auf die Verhandlungsdelegationen von PDS und WASG ausben sollte, sich zeitnah zu einigen. Auch eine Jugendkonferenz wurde 2005 abgehalten, auf der die unterschiedlichen Spektren und Personenkreise in Dialog traten.[bookmark: _ftnref7][7]


Fr die PDS und WASG galt, dass der Fortschritt einer gemeinsamen Linken hart gegen die Eigeninteressen der jeweiligen Funktionrs- und Verwaltungskrper durchgekmpft werden musste. Ohne den Druck aus der ffentlichkeit und von der Parteibasis und die heilsame Wirkung der 5%-Hrde, die Einigungsdruck erzeugte, htte sich eine gemeinsame Linke nie gegrndet. Interessanterweise reproduzierten sich die Blockaden auch im Bereich der Jugendverbandspolitik: Hier konkurrierten insbesondere unterschiedlichste Jugendstrukturen und Funktionstrgercliquen der damaligen PDS, von der PDS-Jugend Berlin Brandenburg bis zum bundesweiten Jugendverband ['solid] um den Gesamtvertretungsanspruch. In Ermangelung einer 5% Hrde fr Jugendverbnde und einer hinreichenden ffentlichkeit, war die Perspektive eines neugegrndeten Jugendverbands, insbesondere fr bisher nicht parteigebundene Linke, ein vermintes Terrain, auf dem kaum Fortschritte oder gemeinsame Handlungsrume entstehen konnten.


So stellte sich eine Art Sogbewegung ein: Die oben genannten Spektren aus dem hochschulpolitischen Bereich genauso wie viele andere an Neugrndung orientierte Linke richteten ihr Augenmerk ab 2005 auf die Grndung eines gemeinsamen Studierendenverbandes.


II. Die Grndung


So entstand ein halbwegs demokratischer Grndungsprozess: Die unterschiedlichen Quellorganisationen und Netzwerke sammelten sich im damaligen Hochschulnetzwerk der PDS und bereiteten dort, teilweise mit, teilweise gegen den Druck der PDS-Nachwuchsfunktionre, die Grndung des Verbandes vor. So wurde im Januar 2007 ein grerer Kongress an der Universitt Frankfurt unter dem Motto Get up, stand up abgehalten,[bookmark: _ftnref8][8] parallel dazu fand schon eine ausfhrliche Diskussion um die Grundstrukturen eines kommenden Hochschulverbandes statt.[bookmark: _ftnref9][9] Es wurde ein Grndungsvorstand bestimmt, der sich aus 10 Personen zusammensetzte. Er versammelte neben den o.g. Gruppierungen, auch VertreterInnen der PDS-Hochschulnetzwerks und unabhngige VertreterInnen. In unterschiedlichen Arbeitsgruppen wurden die Grndungsdokumente, die Satzung und erste gemeinsame Arbeitsschwerpunkte vorbereitet.


Hauptkonfliktpunkt war der Name der Organisation. Die Idee einer Wiedergrndung des SDS als politische Geste des Neuaufbruchs (die fr breite Medienresonanz sorgte), traf auf den Anspruch, die hochschulpolitische Linke ohne historische Reminiszenzen an die 1968er Bewegung tatschlich neu zu grnden. Die einen wollten hier wenigstens symbolisch anknpfen,[bookmark: _ftnref10][10] die anderen pldierten fr eine echte Neugrndung: Anstatt unter Vernachlssigung gesellschaftlicher Entwicklungen romantisch ber vergangene Zeiten zu schwrmen und Forderungen zu stellen, die bereits gngige Praxis sind, ist es erforderlich, als Verband zu berlegen, was linke Hochschulpolitik heute bedeutet und was sie mit welchen Mitteln und Formen erreichen kann.[bookmark: _ftnref11][11] Der Grndungskongress einigte sich in einer eintgigen moderierten Diskussion in Unterarbeitsgruppen in sehr zivilisierter Weise auf ein sowohl-als-auch, fr den der Name Die Linke. SDS stehen sollte.


Einen zweiten Konfliktpunkt, der allerdings in der Folgezeit nie wieder systematisch aufgegriffen wurde, bildete die inhaltliche Kontroverse um eine angemessene hochschulpolitische Orientierung. Hier entfaltete sich eine Kontroverse um die Frage, wie ein linker Studierendenverband in der Sache auf die hochschulpolitischen Vernderungen der damaligen Zeit zu reagieren hat und wie er die Situation berhaupt interpretiert. Es wurde diskutiert, ob aus der konomisierung der Hochschule nicht auch neue Konfliktfelder entstehen, die ein linker Studierendenverband fr sich zu nutzen htte.[bookmark: _ftnref12][12]


Damit war auch ein drittes Konfliktfeld erffnet, dessen Gegenstand die Praxiskonzeption des Studierendenverbandes war, also Nachhaltigkeit statt Eventorientierung und gegenwartsbezogene Analysen und Projekte statt historische Verklrung des ersten SDS. Konkret bestand die Sorge darin, dass sich kulturelle Praktiken, wie diejenigen das damaligen Linksrucks sich auch im neuen Studierendenverband einschleichen wrden: wer sich immer nur am nchsten groen Event (Demo, Kongress, etc.) orientiert und versucht, dahin die Massen zu mobilisieren, neigt dazu seine Krfte in einer einseitigen Event-Kultur zu investieren, die aber genauso schnell verpufft, wie the next big thing zum the last big thing geworden ist. Die Sorge (die sich im Nachgang auch durchaus besttigte) bestand darin, dass man so nicht nur nie dazu kommt, ernsthafte politische Arbeit zu betreiben. Die Romantisierung von kulturellen Praxen des ersten SDS tendierte auch dazu, die Realitten der (im Jahr 2007) gegenwrtigen Studierenengeneration zu ignorieren, die den Raum und die Zeit fr Engagement deutlich beschrnkten und vernderten: Wir befinden uns in einer Umbruchzeit der Hochschulpolitik: Der Kampf gegen die Einfhrung von Studiengebhren, eine der Hauptaufgaben der Studierendenvertretungen der letzten Jahrzehnte, ist zunchst verloren gegangen. Eine der grten Herausforderungen des neuen Hochschulgruppenverbandes wird also darin bestehen, neue politische Arbeits- und Aktionsformen zu finden, die die Lebensrealitt der Studierenden ernst nehmen, sie vor dem Hintergrund der bestehenden gesellschaftlichen Verhltnisse begreifen und neue Beteiligungsmglichkeiten schaffen. [... Der Hochschulgruppenverband] wird neben der originren Hochschulpolitik und allgemeinpolitischen Themenstellungen eine zentrale Aufgabe auch in der Etablierung der neuen Linken an den Hochschulen haben. Eine Erfolg versprechende Strategie gegen den Neoliberalismus wird nicht nur gesellschaftlichen und politischen Druck erzeugen mssen, sie hat ihn auch kulturell und intellektuell herauszufordern. Grundlegende Voraussetzung ist jedoch, aktuelle Probleme ernst zunehmen und sich nicht zu bloer Appellrhetorik verleiten zu lassen.[bookmark: _ftnref13][13]


III. Der lange Katzenjammer


Auf den Aufbruch der Grndung folgte in den Monaten darauf der lange Katzenjammer:[bookmark: _ftnref14][14] Die Grndung musste kleinteilig und mhsam verteidigt werden. Dies umfasste wenigstens drei Streitfragen:


1. Der Parteibezug des Verbandes blieb in den Anfangsjahren umstritten. Paradoxerweise entschieden sich einzelne Gruppen zur Mitgliedschaft in einem Parteihochschulverband, um dort besonders unvershnlich gegen jegliche Art von Parteibindung aufzutreten. Ein Teil dieser Diskussionen ist im Diskussionsblatt des Verbandes der Jahre 2007 ff. dokumentiert.


2. Gleichsam blieben auch die Formalisierung der Verbandsstruktur, die Wahl eines Vorstands mit Entscheidungsbefugnissen und einer Geschftsfhrung umstritten. Auch hier setzten sich einzelne Hochschulgruppen fr besonders basisdemokratische Strukturen ein, in denen dann die besonders engagierten Genossinnen jenseits aller formalen Bindungen ausfhrliches Rederecht besitzen. Auch diese Frage ist in den Diskussionsheften der Grndungsphase dokumentiert.


3. Schlielich war der Studierendenverband against all odds von Beginn an Teil der Partei. So setzten sich die problematischen Aspekte der Grndungsphase der Linkspartei auch innerhalb des Studierendenverbandes fort. Es begann beim Redeverhalten der Delegierten, bei denen eine nicht unbetrchtliche Anzahl stets geneigt war, den Redestil groer Politik und insbesondere von Oskar Lafontaine zu kopieren, verbalradikale Phrasen ins Mikro zu sprechen und wahlweise bei jedem Argument, das nicht so ganz ins eigene Weltbild passte, wahlweise Trotzkismus oder Regierungsbeteiligung/Anpassung zu wettern. ber die AutorInnen des Textes, die versuchten von Beginn an eine eigene Politik zu verfolgen, kursierte dementsprechend auch wahlweise das Gercht entweder eigentlich Trotzkisten zu sein, die aus London bezahlt werden oder Anpassler, die nur den Siegeszug der Reformer in der Partei vorbereiten. Kurzum: Es herrschte eine starke Verbldungskultur. Das ist fr einen Studierendenverband ein echtes Problem.


4. Der Studierendenverband etablierte sich als formale Organisation, wurde schlielich auf dem Grndungsparteitag auch entsprechend durch die Partei anerkannt. Er befand sich jedoch in einer latenten Konkurrenzsituation um finanzielle Mittel mit dem Jugendverband. Hier wurden zhe Verhandlungen um Verteilungsschlssel und Mittelvergabe ber Jahre gefhrt, die aus Sicht der Studierendenverbandes recht erfolgreich endeten. Dies war die Grundlage dafr, dass berhaupt Aktionen in grerem Mastab stattfinden konnten.


5. Im Schatten dieser Konfliktlinien wurden Versuche gestartet, eine eigenstndige Politik im und mit dem Verband zu etablieren: So wurden 2007 und 2008 jeweils gut besuchte Sommerakademien durchgefhrt. Im Forum Hochschulpolitik wurde der Versuch unternommen, eine eigenstndige Hochschulpolitik zu entwickeln. Diese Entwicklungen waren von der Kontroverse umlagert, ob Die Linke.SDS nun primr ein Hochschulverband sei, der sich als Teil eines arbeitsteiligen Netzwerks aus Jugendverband, Parteistrukturen etc. begreift und versucht seinen Handlungsansatz aus den Universitten heraus zu bestimmen oder ob er letztlich eine Partei in der Partei, eine Art sozialistischer Kampfbund ist, der sich dementsprechend auch prioritr mit strmungspolitischem Hickhack, der Untersttzung sektoraler Arbeitskmpfe oder weltpolitischen Entwicklungen auseinandersetzt.


Die fr die Grndungsphase prgenden Allianzen brachten jedoch gerade in inhaltlichen Fragen eine unitas oppositorum hervor, eine Einheit derjenigen, die ber alle politischen Konflikte hinweg, ein Interesse an der Stabilisierung und Vitalisierung des Verbandes hatten. Der Vorstand und die meisten Mitgliedsgruppen verteidigten ihre Organisation gegen interne wie externe VerchterInnen und kmpften die Grndung in den Folgejahren so ziemlich auf jedem Bundeskongress nochmal durch. Dabei setzten die einen zustzlich (wie unter 5.) beschrieben auf Manahmen zur langsamen Stabilisierung, whrend die anderen vor allem groe Mobilisierungsaktionen verfolgten, um den Verband zu verankern.


IV. Grndungsparadox!?  Eine Hypothese


Wir versuchen unkitschig zu enden. Wir wollten auf die Entstehungsbedingungen des Studierendenverbandes aufmerksam machen. Er grndete sich als Reaktion auf eine Reihe an gesellschafts- und hochschulpolitischen Entwicklungen der Jahre zwischen 2000 und 2010. Genauso wie er die Jahre bis 2017 berstanden hat und seinen Aktivitten auch in der Zukunft weiter nachgehen wird, so knnte man berlegen, ob er nicht bis heute von einer spezifischen Paradoxie gekennzeichnet ist, die seine Grndung ermglichte. Dass er seinen Erfolg letztlich darauf sttzt, eine allgemeine, linke Alternative an den Hochschulen bereitzuhalten, die sich sowohl aus dem Bezug auf die Partei als auch aus dem symbolischen Reservoir linker Politik (Fahnen, Fuste, Demo, Ikonographie etc.) speist. Dass er aber gerade durch diese Allgemeinheit und symbolisch berschssige Praxis kaum einen Zugriff auf Probleme der hochschulpolitischen Strategie, der Verankerung und einer angemessenen Praxis vor Ort, der Ansprache und Politisierung der heutigen Studierendengeneration hat und keine zeitgeme Auffassung von Radikalitt ausbilden kann. Vielleicht haben sich ja schon intern Mechanismen entwickelt, um ber dieses Paradox ins Gesprch zu kommen. Aber das wre nur eine Hypothese, die die heutigen Mitglieder des Verbandes berprfen mssen.


Publius und Tiberius waren Mitglieder des Grndungsvorstands.
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